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I. 
Die Zahlungsfdhigkeit (Insolvenz in -1 weitet=n Sinne) ist 

ein tatsdchlicher Zustand, welcher eintritt, sobald der Schuld- 
ner seine (fdlligen) Schulden, (Zahlufigen) zu leisten ausser 
stande ist und zwar entweder zufolge dessen, dass der Geld- 
wert seiner Schulden den Wert seines Vermögens übersteigt 
(insufficientia) oder aus einem anderen Grunde. (Insolvenz im _ 
engeren Sinne.)  

In diesem Sinne ist die Insolvenz eine notgedrungene Be- 

gleiterscheinung der auf Credit aufgebauten. wirtschaftlichen. 
Ordnung.  

Die gewöhnliche Vorbedingung des Credites ist ndmlich 
ausser dem Vertrauen des Creditgebers zur Zahlungsbereit - 

schaft des Schuldne:rs eben auch das Vertrauen zur Zahlungs - 

fQhigkeit des Schuldners. 
Wie sehr jedoch auch gegebenen Falles dieses Vertrauen 

zur Zahlungsfdhigkeit des Schuldners zufolge dessen berech- 
tigt erscheint, dass der. Schuldner zur Zeit der Creditge:wdh- 
rung fiber Vermögen verfügt, aus welchem er seine Zahlungen 
zu leisten im Stande ist, oder aus welchem der Gldubiger Be- 
friedigung betreiben kann, tduscht sich dennoch der Gldubiger, 
wie dies das alltdgliche Leben erweist, des öftern . in seinem 
Vertrauen zur Zahlungsfdhigkeit des Schuldners. 

Dies ist zugleich die Ursache, weshaib sich auch das Recht 
mit den Rechtsfolgen der Zahlungsfdhigkeit als eines die In- 
teressen der Gldubiger berührenden tatsdchlichen Zustandes,. 
welcher selbst aus einer über 'den gesündesten Credite verfü- 

*) Sidle A-bkürzung•err Seite 278. 
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genden wirtschaftlichen Ordnung nicht ausgeschaltet werden 
kann, — befassen muss. 

Und ist auch jene Aufgabe nicht unbedeutend, die dem 
Rechte in Ansehung dessen zufüllt, den Eintritt des Zustandes 
der Zahlungsunfühigkeit (insbesondere beim Kaufmann und bei 
den Handelsgesellschaften) nach Tunlichkeit zu verhindern 
(praeventiver Credit-Schutz) enthült das Zahlungsunfühigkeits- 
Recht in erster Reihe die Bestimmung der mit der bereits ein - 

getreteren Zahlungsunfühigkeit im Zusammenhange stehenden 
Rechtsfolgen. Nachdem aber der tatsüchliche Zustand der' Zah- 
lungsunfühigkeit im .normailen Gange der Abwickelung der 
Schuldverhültnisse eine Kriese verursacht, ist das Zahlungsun - 

tdhigkeitsrecht selbst zufolge dessen, dass der Glüubiger auf 
eine ungeschmülerte Befriedigung seiner Forderung nicht mehr 
rechnen kann, ein Kriesenrecht, denn dasselbe kommt nur dann 
zur Anwendung, wenn die, die normale Abwickelung des 
Schuldverhültnisses vor Augen ihaltenden Verfügungen des Ob- 
ligations-Rechtes nicht mehr ungeschmühlert angewendet wer- 
den .können. 

Gegenstand des Zahlungsunfdhigkeits-Rechtes ist somit 
die Rechtswirkung der Zahlungsunfühigkeit als der die Kriese 
des Schuldverhültnisses hervorrufenden Tatsache zu bestim- 
men: festzustellen, wie sich die aus dem Schuldverhültnisse 
entspringende materialrechtliche Lage des Glüubigers zufolge 
des tatsüchliche .n Zustandes der Zahlungsunfühigkeit gestaltet; 
ihr Zweck und ihre eigenttiche Aufgabe aber ist dem Glüubiger 
den möglichst vollkommensten Schutz zu gewühren, aus dem 
Vermögen des Schuldners zu Gunsten des Glüubigers alldas zu 
retten, was überhaupt möglich ist und somit die Befriedigung 
dés Glüubigers in möglichst grösstem Maasse zu sichern. Zu- 
folge dieses Zweckes ist das Zahlungsunfühigkeits-Recht eine 
müchtige Kraft-Stütze des wirtschaftlichen Lebens, denn es 
stützt eben jenen grössten Wert, ohne welchen ein modernés 
Wirtschaftsleben gar nicht gedacht werden könnte: nüminch 
den Credit selbst. 

Der berührte Zweck bestimrnt fene grundlegenden Gesichts - 

punkte aus welchem die (relativ) richtige Regelung des Zah- 
lungsunfühigkeits-Rechtes auszugehen hat. 
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A) Die Zahlungsunfühigkeit des Schuldners ist ein 
-einheitlicher Tatbestand, denn er sehmcihlert allenfalls 
das Recht des Glüubigers auf Befriedigung, er bewirkt 
dies nicht nur, falls der •Schuldner mehrere-sondern 
auch falls er nur einen Gldubiger hat ; im Falle meh- 
rerer Glüubiger nicht nur damn, wenn man auf das 
Vermögen des Schuldners den Concurs verhüngt hat, 
sondern auch Mangels eines solchen. Denigemüss ist bei Rege- 
lung des Zahlungsurifühigkeits-Rechtes vor alleni vor Augen zu 
halten, dass das Problem des Zahlungsunfühigkeits-Rechtes 
sich nicht allein auf den Fall beschrünkt, als der Zahlungsun- 
lühig gewordene Schuldner mehrere Gláubiger hat, und der 
Schuldner bankerutt wurde, und dáss demgemüss der Begriff 
des Zahlungsunfühigkeits-Rechtes selbst (insbesondere) mit 
dem Concursrechte nicht identisch sei, denn sein Zweck ist ver- 
schieden von dem, sich auf die auf das (ganze) Ver.mögen des 

•Schuldners Bezug -habende Interessengemeinschaft mehrerer 
Glüubiger (concursus) aufbauenden speziellen Verfahren. 

- Auch zu Gunsten eines einzigen Ghiubigers muss aus dem 
-Vermögen des Schuldners alles rettbare gerettet werden, wie 
dies im Fa1le mehrerer Glüubiger zu geschehen hat, denn vom 
Augenblicke des Eintrittes der Zahlungsunfá.higkeit gebührt auch 
einen einzigen Gláubiger jener auch als Grundlage des soge- 
7lannten „Concurs-Anspruches" dienende Anspruch, laut wel- 
chem das ganze vorhandene (freie) Vermögen des Schuldners 
zu seiner (und nur zu seiner) Befriedigung zu verwenden sei. 

Bei Berücksichtigung des jetzt berührten Gesichtspunktes 
kann in Ansehung des Ausbaues der Position des Glüubigers 
vom Gesichtspunkte des materiellen Rechtes kein Unterschied 
gemacht werden einerseits zwischen der Zahlungsunfeihigkeit 
ausserhalb des Concurses und andererseits zwischen jenen Füllen 

.der Zahlungsunfühigkeit, in denen bei Vorhandensein mehrerer, 
Glüubiger die Abwickelung im Wege irgendeinés besonderen 
Verfahrens (Concurs-Zwangsvergleichs-Verfahrén, Zwangs-
liquidierung) erfolgt. Dasselbe steht naturgemüss auch für je-
nen Fall, als dér Schuldner wohl mehrere Glüubiger hat, aber 
ein auf Grund des Principes der zwischen denselben bestehen- 
den Interessengemeinschaft organisiertes besonderes Verfahren 
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gegen den Schuldner aus welchem Grunde immer nicht einge- 
leitet werden kann. 

B) Im Falle des Vorhandenseins mehrerer Glüubiger tritt 
zu dem Schlagworte: „je mehr zu retten" das weitere Postulat, 
dass keiner der Glüubiger — mit Ausnahme der im Gesetze 
vorgesehenen Fallen — eine Befriedigung unter günstigeren Be- 
dingungen erhalte, als die andern Glüubiger, sondern dass dem 
Principe der gleichen Behandlung entsprechend (par conditio 
creditorum) das gauze freie Vermögen des Schuldners zur ver-  
hültnissmiissigen Befriedigung der Glüubiger verwendet werde. 

Demgemüss ,kann der richtig aufgefasste Zweck jedes Ver-
fahrens, welches das Recht zur Abwickelung der mit der Zah- 
lungsunfühigkeit zusammenhüngenden Rechtsverhültnisses im 
Falle mehrerer Glüubiger statuirt, nur der sein, je -mehr aus 
dem Vermögen des Schuldners für die Glüubiger zu retten und-  
an dem geretteten Vermögenswerte die Glüubiger verhültnis- 

• müssig zu beteiligen. 	 ~ 

* Aus diesem Grundgedanken, welcher im Code Civil wohl 
kurz aber umso treffender derart zum Ausdruck gelangt, dass 
die Güter des Schuldners ein gemeinsames Pfand (le gage com-
mune) der Glüubiger bilden und dass das Ergebniss aus der 
Verwertung desselben (prix) unter ihnen verhültnismüssig zu 
verteilen sei, — können die folgenden, das Ganze des Zah- 
lungseinstellungs-Rechtes berührenden Grundsütze abgeleitét 
werden. •  

. 1. Nachdem die Zahlimgsunfühigkeit eine das Interesse 
der Glüub'iger berührende Tatsache ist, sind in . erster Reihe  
diese zu entscheiden berufen, welche der mehreren, ihnen zur 
Abwickelung der Zahlungsunfühigkeit im Gesetze (eventuel) 
zur Verfügung stehenden Modalitüten des Verfahrens sie vom 
Standpunkte der Wahrung ihrer Interessen als am meisten. 
entsprechend batten. Demgemüss wenn auch das Recht — aus 
welchém Grunde immer — zur Abwickelung der mehrere- 
Glüubiger interessirenden Zahlungsunfühigkeit verschiedene 
Arten des Verfahrens (Concursverfahren, Zwansliquidations- 
Verfahren) kennt, kann in Ansehung dessen, welche der er- 
wühnten Verfahren im konkreten Faille in Anwendung zu kom- 
men haben, der Wille des Schuldners nicht entscheidend sein.. 
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Wie sehr es daher gegebenen Falles im Interesse des 
Sc:huldners sei, es solle anstatt eines z. B. seine wirtschaftliche 
Existenz vernichtenden Verfahrens (Concursverfahren) ein an- 
deres, im Gesetze bekanntes Verfahren Platz greifen, welches 
die ungestörte Betreibung seiner wirtschaftlichen Existenz zu- 
künftlich ermöglicht, (Zwangsvergleichs-Verfahren) darf man 
dennoch letzteres Verfahren aus gar keinen Nebenrücksichten, 
z. B. aus sogenannten hlurnanismus für den Schuldner den 
Glüubigern aufdringen. 

Denn wenn es wahr ist — was kaum angezweifelt wer- 
den kann —, der Zweck des Zahlungsunfühigkeits-Rechtes sei 
der womöglich vollkommenste -Schutz der Glilubiger., darf man 
die Verwirklichung dieses Zweckes nicht aus einem, aus. der 
Person des Schuldners geschöpften Grunde schon im vorhinein 
vereiteln; oder zumindest erschwehren, urn davon gar nicht zu 
sprechen, dass in dem Standpunkte, mit welchem dér wirt- 
schaftlichen Existenz einer Person (namlich des Schuldners) 
"zu Liebe die Interessen der Mehrheit der Glüubiger herabge- 
setzt oder eventuell gar geopfert werden, --- ein wirklichér 
manismus gar nicht erblickt werden kann. . . 

Wenn es demgemüss auch Fülle geben kann, und es gibt 
'auch solche, in weichen die Erhaltung der wirtschaftlichen 
Existenz . des Schuldners auch im gut erfassten Interesse der 
Gldubiger wünschenswerter ist, als die Verniehtung der . wirt- 
:schaftlichen Existenz des Schuldners, kann man zur Beurteilung 
dieser Frage, und auf Grund dieser Beurteilung bei Auswahl 
derjenigen Modalitüt, welche unter den seitens des Gesetzes 

-vorgesehenen verschiedenen Modalitüten der Abwickelung dér 
-Zahlungsinfdhigkeit von ihren Standpunkte á1:S am meisten ent- 
sprechend scheint, den(Glüubigern allein einen Einfluss gewühren. 

-Die in unserem Rechte zúr Geltung kommende Möglichkeit, die 
es sozusagen zu ,einem ausschliesslichen Privilegium des Schuld- 

- ners macht das ih.m genehmste Verfahren zu wühlen : steht da- 
:1-ier mit den berührten Grundsützen im krassem Wiederspruche. 

2. Damit aber der Entschluss der Glüubiger in der eben 
erwáhnten Beziehung frei zur Geltung kommen könne, ist der 
proportionelle Ausbau der verschiedenen, zur Abwickelung einer 
mehrere Glüubiger inte.ressierenden Zahlungsunfühigkeit die- 
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nenden Verfahren ( Concurs-Zwangsvergleichs-Zwangsliquida– 
tions-Verfahren) in dem Sinne notwendig, dass keines dieser 

- verschiedenen Verfahren für die Glüubiger von wirtschaftlichen 
Gesichtspunkte unverháltnismássig ungünstiger sei, als die üb- 
rigen, oder auch nur als eines der übrigen. Denn wenn es den 
Glüúbigerri gut bekannt ist, dass sie z. B. im Concursverfahren 
riur auf Befriedigung eines ganz unbedeutenden Bruchteiles 
ihrer Forderung und auch auf dies nur in den ausnahmsweises- 
ten Füllen rechnen können sind sie vielemal wieder Willen blos 
aus diesern Grunde gezwungen zu einem anderen Verfahren . zu 
greifen, trotzdem sie das letztere in konkreten Falle • nicht a1s 
richtige Modalitüt der Abwickelung der Zahlungsunfühigkeit- 
lialten. 

In unserem Rechte — wie wir hierauf welter  unten (unter 
III. 2.) noch zurückgreifen werden — ist dies die Situation bin -- 
sichtlich den Concursverfahrens im Verhültnisse zum Verfahren 
des Zwangsausgleiches ausserhalb des Concurses und die letzte 
Quelle der vielen Beschwerden, welche eben zufolge des eben 
erwühnten Umstandes gegen das übermüssig belastete weil im 
allzugrossem Masse in Anspruch genommene Zwangsvergleichs-- 
Verfahren ertönten, war das hohe Maas des inferioren Charak-- 
ters des Concursverfahrens, zufolge dessen der Concurs sozu-- 
sagen mit der Nulliticierung des Befriedigungsrechtes der Glüu- 
biger gleichbedéutend ist. 

Aus alldem folgt, dass wir vom Gesichtspunkte der Ver-- 
besserung unseres Zahlungsuntéihigkeits-Rechtes in erster Reihe-  
bestrebt sein miissen unser Concursverfahren in der Richtung-  
zu verbessern, dass letzteres geeignet sei vom Gesichtspunkte 
der Befriedigung der Glüubiger einen érnst zu nehmenden 
Wert zu sichern. 

3. Eine besondere Frage bildet' es, ob der Gesetzgeber in 
Ansehung der Abwickelung einer mehrere Glüubiger interes -- 
sierenden Zahlungsunfühigkeit mehrere verschiedene Verfahren 
bestimmen soil und wenn ja, welche? Vom Gesichtspunkte der -  
Beurteilung dieser Frage müssen ausser den die innere Natur-  
und die besondere Bestimmung des betreffenden Verfahrens be -- 
trachtenden Gesichtspunkten in erster Reihe die vaterlandi-
schen wirtschaftlichen (Handels) Verhültnisse ins Aúge gefasst 



225 

werden und man darf nicht versuchen, durch einfache Über- 
setzung auslandischer juridischer Institutionen dem Übel zu 
steuern. Halt aber der Gesetzgeber die Bestimmung mehrerer 
Arten des Verfahrens am Platze — wie auch unser gegenwar- 
tiges Recht mehrere solche Arten des Verfahrens kennt (ausser 
dem Gensursverfahren das private — und das Zwangsvergleich- 
Verfahren und in einem besti.mmten engeren Kreise die Z'wangs- 
líquidation) muss zwischen diese verschiedene Arten des Ver- 
fahrén ein organischer Zusammenhang geschaffén werden. Ist 
ja doch der Zweck eines jeden derselben: di-e sich an einen ein- 
heitlichen Tatbestand, an die Zahlungsunfahigkeit des Schuld-
ners knüpfenden Recahtsfolgen auf irgend eine Weise zu regeln. 

Über die Gemeinschaft des Zweckes machen es auch Op- 
portunitats-Gesichtspunkte (Zeit- und Kostenersparnisse) nötig 
die verschiedenen Arten des Verfahrens in einander zu knüpfen. 

Is gibt namlich ebenzufolge .des einheitlichen Charakters 
des  Tatbestandes der Zahlungsunfahigkeit in allen Fallen einer 
mehrere Glaubiger interessierendenden Zahlungsunfahigkeit 
gewisse Agenden solcher Natur, deren. Versehung in jedem der 
verschiedenen Arten des Verfahrens nötig ist. Dies sind die so 
genannten vorbereitenden Agenden, so insbesondere: Feststel- 
lung .des Vermögensstandes, die Entdeckung und Bewahrung 
des Vermögens, die Verificierung der Glaubiger, die Bereini- 
gung der Prioritatsrechte. , 

Gegen die elementarsten Regeln der Wirtschaftlichkeit 
verstösst daher jener modus procedendi, welcher auch einer der 
grössten Mangel unseres gegenwartigen Rechtes ist, den ein- 
heitlichen Charakter des Tatbéstandes der Zahlungsúnfahigkeit 
namlich ausser Acht lassend, in jedem der sich eventuell :meh- 
reremal abwechselnden Arten des Verfahrens die Versehung 
der berührten gemeinsamen Agenden separat vorschreibt ohne 
zit  gestatten (ja soga:r zu fordern) dass in einem spater erfol- 
genden Verfahren jene Ergebnisse -verwertet — (verwendet) 
werden, welche in eben derselben Zahluragsun.fühigkeits-Saché 
im Gange eines früheren Verfahrens festgestellt wurden. Nicht 
davon ist daher die Rede, class  im spateren Verfahren in An-
sehung der in Rede stehenden gemeinsamen Agenden keinerlei 
novum geschehen könne, z. B. gegernstandlich der Erganzung des 
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Vermögens-Standes; der unser heutiges Recht so ungünstig 
charakterisierende Zustand ist jedoch wlhaltbar, wonach man 
z. B. in einem, nach dem Zwangsvergleichs-Verfahren auser- 
halb des Concurses folgenden Concursverfahren die im Zwangs- 
'vergleichsverfahren schon vergesehenen Agenden günzlich wie- 
derholen muss, ebenso, als ob frillier gar nichts geschehen würe. 

Demgemüss ist es bei einer Reform unseres Zahlungsun- 
fühigkeits-Rechtes nicht nur wünschenswert, sondern unum- 
günglich notwendig die zur Abwickelung der das lnteresse 
mehrerer Glüubiger berührenden Zahlungsurifühigkeit (even- 
tuell) vorgeschriebenen verschidenen Arten des Verfahrens in 
dem  Shine unter einen Nenner zu bringen dass man die in al- 
len derselben gemeinsammen (vorbereiténden) Agenden mit 
einer sich auf alle Verfahren erstreckénden Rechtswirkung nur 
einmal zu versehen habe. 

Wie es aus obigen Aúsführungen [A), B)] - ersichtlich ist, 
erfordert eine Reform unseres Zahlungsunfühigkeit-Rechtes 
nicht die Lösung einzelner Detail -Fragen auf diese oder jene 
Weise, sondern die Geltendmachung der .kurz skizzierten grund : 
legenden Gesichtspunkte. Dass die beri.ihrten grundlegenden 
Gesichtspunkte unserem gegenwdrtigen Rechte tatsüchlich 
nicht zur Geltung kommen, und dass der unbefriedigende Zit-
stand  unseres gegenwürtigen Rechtes eben auf den Mangel der 
Wirksamkeit dieser Gesichtspunkte zurückzuführen ist, — 
wird Aufgabe der weitern Ausführungen sein und iin Zusarn- 
menhange damit wird angedeutet werden, auf welche Weise 
den berührten Gesichtspunkten in unserem zukünftigen Rechte 
Geltung zu verschaffen sei. 

I I. 
Das eigentümliche Charakteristikon der modernen Rechts- 

entwickelung nicht nur bei uns,. sondern auch in andern, fiber 
eine entwickeltere legislative Technik verfügenden Lündern ist 
es. dass die Lösung des Zahlungsunfühigkeits-Rechtes sozusa- 
'gen ausschliesslich dem Concursverfahren zugewiesen erschLint. 

Jenes, Gegenstand des Zahlungsunfühigkeits-Rechtes bil- 
dende Grundproblem, nümlich welche Wirkung die Tatsache 
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der Zahlungsunfáhigkeit auf die Rechtslagé des Gláubigers 
ausübt, fand zumeist nur für jenen Fall eine Lösung, als man 

-nachdem der Schuldner nicht einen, sondern mehrere Gláubi- 
ger hat, wegen Abwickelung der mit der Zahlungsfáhigkeit zu- 
sammenhángenden Rechtverháltnisse auf das Vermögen des 
Schuldner den Concurs verhángt, oder dass irgend eine sich 
auf das Princip der par conditio creditorum gründendes andere 
Art des Verfahrens (Zwangsvergleichs-Verfahren) gegen den 
Schuldner anhángig gemacht wird. 

Auf diesem Pfade schreitet auch unser Recht. Wáhrend 
námlich im Concurse und in den sonstigen mit dem Concurse 
von-1 erwáhnten Gesichtspunkte gleichbedeutenden sonstigen 
Arten des Verfahrens die rechtliche Lage *des Gláubigers von 
dem Gesichtspunkte so ziemlich ausgebaut, ob und welche Ver- 

. teidigungs- und Angriffs-Mittel dem Gláubiger seinem Schuld- 
nér gegenüber zur Verfügung stehen und wáhrend in Anse'hung 
dessen, als ob die Regein des sogenannten materiellen Concurs- 
rechtes unbefriedigend wáren, nennenswerte Beschwerden 
nieht aufgetaucht sind, ist unser Recht für die File der Zah- 
lungsunfáhigkeit ausserhalb des Concurses vom berührten Ge- 
sichtspunkte mangelhaft aufgebaut. Wenn wir aber in Betracht 

-ziehen, class laut den mit  alien Concursgesetzen der Welt 
gleichlautenden Verfügungen unseres Concursgesetzes (§§-e 87 

-und 165) das Concursverfahrens — abgesehen von dem Falle 
des Vorhadenseins nur eines persönlichen Gláubigers — nicht 

- anhángig gemacht werden kann, und wenn es anhángig ist von 
Amtswegen einzustellen ist, falls das vorhandene Vermögen 
selbst zur Deckung der Kosten des Verfahrens ungenügend ist 
(vergleiche auch §. 16. I. und § 85 Punkt I. 2. der V.) ist es offen-
kundig, dass Insolvenzen ausserhahb des Concurses nicht zu 
den grössten Seltenheiten gehören. Im Sinne der berufenen Ver-' 
fügungen kann námlich gegen einen Schuldner, auch wenn er 
Gláubiger in welch grosser Anzahl immer hat, der Concurs 
oder das Zwangsausgleichsverfahren nicht eingeleitet werden, 
falls es ihm mit geschickten Manipulationen gelungen ist, ;ein 
Vermögen derart zu verringern, dass für die Spesen soldier 
Arten eines collegialen Verfahrens keine Deckung bleibt. 

In solch.en Fillen des Zwangsausgleichs--Verfahrens aus- 
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serhalb des Concurses aber sind jene Schutzmittel, welche dem 
Glüubiger im Concurse zur Verfügung stehen, in unserem.

•Rechte bedeutend mangelhafter ausgebaut, als im Concurse 
oder im Zwangsvergleichs-Verfahren ausserhalb des Concur- 
ses (A), ein sich auf Wiedererwerben der dem Glüubiger ent- 
zogenen Befriedigungs-Grundlage richtendes Angrittsmittel, 
das sogenannte Anfechtungsrecht ist dem Glüubiger ausserhalb 
des Concurses ganz entzogen (B), schliesslich fehlt auch der 
gegen die auf Vereitelung des Befriedigungs-Rechtes des Glüu- 
bigers gerichteten schüdigenden Handlungen des Schuldners im 
Concursverfahren zu Gunsten des Glüubigers gesicherte strut- 
rechtliche Schutz (C). 

A) Die uncodifizierten Regein unseres Privatrechtes und 
ebenso des E. B. G. gewühren zwar (nach Muster der Regeln 
des materiellen Concursrechtes) mehrere Schutzmittel fir den 
Fall als der Schuldner zufolge seiner Zahlungsunahigkeit nicht 
im Stande ist seine Schulden. (rechtzeitig) zu leisten (gesetz- 
liches Pfandrecht, Retentionsrecht, Cómpensationsrecht) ; die 
diesbezüglichen Regein des Privatrechtes sind jedoch bei wei- 
tern nicht befriedigend. Diese Regeln namlich, wenn sie dem 
Glüubiger auch unabhüngig vom Concurse _ Schutz biete7, 
machen teilweise keinen Unterschied zwischen einem zahlungs- 
fühigen und einem zahlungsunfühigen Schuldner und bieten zu- 
folge dessen, dass die Gewührung des Schutzes nicht an die 
Tatsache der Zahlungsunfdhigkeit knüpfen, dem Glüubiger bald 
mehr und bald weniger; mehr, falls . der Schuldner zahlungs- 
fühig — weniger falls er zahlungsunfühig ist (gesetzliches Pfand- 
rec:ht : weiter unten sub a.) ; teils bestimmen die berührten. 
Regein die .  Bedingungen des Schutzes abweichend von jenen 
Bedingungen, welche im Concursgesetze vorgesehen sind (Com- 
pensations-Retentions-Recht : weiter unten sub b. und c.) ; 
schliesslich steht ein dem Glüubiger im Concursverfahren am 
wirksamsten zu Gebote. stehendes Söhutzmittel: exceptio ruinae, 
dem Glüubiger überhaupt nicht zur Verfügung (weiter unten 
sub d.). ' 

a) Dem Absonderungs-beziehungsweise dem besonderen 
Befriedigungsrechte im Concursverfahren entspricht jener 
Schutz, welchen das Privatrecht in Ansehung gewisser Schuld- 
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verhültnisse durch das gesetzliche Pfandrecht zu Gunsten des 
Glüubigers (des Vermieters: § 1503 und folgende §§-e des E_. 
B. G.; des Unternehmers: § 1597 ebendort; des Gastwirtes: 
§ 7 des Gesetz Art. XIV. vom Jahre 1924, § 1351 des E. B. G:) 
sichert. Wie sehr es aber auch zweifellos ist, dass jedes der 
erwühnten gesetzlichen Pfandrechte dem begünstigten Glüu- 
biger unabhüngig davon Schutz gebührt ob der Schuldner in 
Concurs geraten ist oder nicht, ebenso strittig ist es de:  lege 
lata, und ebenso steht dies vom Gesichtspunkte des deutschen . 

bürgerlichen Gesetzbuches, ob die Ausübung des gesetzlichen 
Pfandrechtes, insbesondere die Möglichkeit der in diesem . 

R,echte gesicherten Retention dadurch beeinflusst wird, dass 
der Schuldner — obwohl ausserhalb des Concurses — zahlungs- 
unfühig wurde. Die Frage verschürft sich falls der begünstigte 
Glüubiger noch keine füllige Forderung gegen Schuldner hát 
z. B. deshalb, weil ersterer mit der Leistung vorangehen muss. 
(§ 1130 III. E. B. G.). 

Nehmen wir an, A. habe dem Instrumentenniaaher B. ein 
teueres Instrument zur Reparatur übergeben und ist mit ihrrr 
dahin übereingekommen, er werde den bedungenen Arbeitslohn 
erst nach Übernahme des reparirten Instrumentes nach' Verlauf-  

,einer gewissen Frist bezalen, damit er Gelegenheit habe das 
Instrument nach der Reparatur auszuprobieren. 

Kann der Instrumentenrrracher die ohne gleíchzeitiger 
Zahlung begehrte Ausfolgung des Instrumentes auf Grund eines 
gesetzlichen Pfandrechtes verweigern? Ja =- sagt Plank,') -- 

denn nicht darauf liegt der Schwerpunkt, dass die Forderung -  
fiillig sei, sondern darauf, dass die Forderung überhaupt, wenn 
auch an éine Zeit oder an eine Bedingung gebunden — auf — 

recht bestehe. Entgegengesetzt Dernburg. 2 ) Seiner Meinung 
nach kann der zur vorherigen Leistungverpflichtéte die Heraus-, 
gabe der Sache mit Berufung auf ein gesetzliche Pfanfrecht 
keineswegs verweigern, denn das Vorhandensein des gesetz-
lichen Pfandrechtes kann ei.ne Abíinderung des Vertragsinhaltes 
nicht hervorrufen. Meiner Meinung nach finden wir in der auf- 

Kommentar z. B. G. B. ad'§ 547 sub 3!a. 
Bürgerliches Recht 1 und 2. Ausgabe Rand' II. § 223, Seite 443. 
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geworfenen Frage die richtige Lösung, wenn wir die concurs - 

rechtliche Abstammung des in Rede stehenden Pfandrechtes 
in Betracht ziehen ; ű) de lege ferenda muss sich daher die Ent- 
scheidung urn  das drehen, ob derjenige, der die I-ferausgabe'der 
Sache fordert, zahlungsfdhig ist oder nicht. 

b) Wdhrend wir in dem seitens de's Privatrechtes gesicher- 
ten oben berührte gesetzlichen Pfandrechte laut obigen Ausei- 
nandersetzungen die Ausdehnung des dem Gldubiger im Con- 
-cursrechte .gesicherten Schutzes auf die Fdlle der Zahlungsun- 
fdhigkeit ausserhalb des Concurses erkennen, fehlt in Ansehung, 
sonstiger, bis dahin ebenfalls im Cancursrechte geregelter 
Schutzmittel (insbesondere der Compensation) in unsrem be- 
-stehenden Rechte eine rechtliche Grundlage zur Anwendung 
derselben unter identischen Bedingungen auf die Zahlungsun- 
fdhigkéit ausserhalb des Concurses. Daraus jedoch, dass eine 
den Gldubiger schützende Rechtsinstitution im Concursrechte 
separat geregelt erscheint, kann keineswegs vom Gesichts- 
nunkte der Rechtsanwendung die Folgerung gezogen werden, 
dass der in einer im Concursrechte geregelten Rechtsinstitution 
zu Gunsten der Gldubiger gesicherte Schutz in den Fd11en e7ner 
Abwickelung der Zahlungsunfdhigkeit ausserhalb des Concurses 
oder ausserhalb eines sonstigen dem Concurse dhnlichen Verfah-
rens, überhaupt nicht, oder nur miter vom Concurse abweichen- 
den Bedingungen zur Wirksamkeit gelangen könne. Wenn 
ndrnlich der Gesetzgeber irgend einer den einzelnen Gldubiger 
schützenden .Rechtsinstitution im Concursrechte eine specielle 
Regelung gewdhrt, tut er dies offenbar nicht deshalb, als ob er 
der Überzeugung wdre, , der auf dieser Weise im Concurse ge- 
-wdhrte Schutz wdre im Falle einer Zahlungsunfdhigkeit ausser 
des Concurses nicht am Platze, sondern im Gegenteil er tut dies 
deshalb, urn jeden Zweifel in Ansehung dessen zu benehmen, 
class der gesteigerte Schutz des Gldubigers sogar im Concurse 
-zur Geltung komort, trotzdem hier der gesteigerte Schutz ein- 

3) Vergl. Plank cit. Werk. sub1.: „der § 647  erweitert das durch die 
alte K. O. § 41 N:r. 6. den Künstler.n, Werkmeistern, liandwterker im Con- 
curse Eingerdumte Vorrecht zu e inem' gesetzlichen. Pfandreclzt des Unter- 

-nehmers -an bestimmten . Gegenstán,den". C. G. § 57. 
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zelner Glüubiger eigentlich mit dem Principe der par conditio 
im Wiederspruch gerüt. 	 - 

Demgemüss verweisst schon vom Gesichtspunkte unseres  
bestehenden Rechtes das Argument a majori ad minus sozu-- 
sagen mit zwingender Kraft auf den Rechtsatz, dessen aus- 
drückliche Festsetzung vom Gesichtspunkte der Reform unseres 
Zahlungsunfühigkeits-Rechtes von grundlegender Wichtigkeit 
ist, dass nümlich alijene Verfügungen, welche im Concurse  
(unabhüngig vom Concurs -Verfahren) einzel.nen  Gláubiger ~t 
einen speciellen Schutz bieten, keine speciellen Concurs- Regein,  
sondern zur Geltung kommende Sötze des állgemeinen Zah-  
lungsunkihigkeits-Rechtes sind.  

Dieses Princip steht ver allem hinsichtlich der Einrech- 
nung (Compensation). Obwohl es die neuere privatrechtliche 
Dogmatik klar sieht, die Einrechnung sei nicht blos ein sich auf. 
processual-ökonomische Gesichtspunkte gründendes Bequern-- 
lichkeits-Mittel, welches die zeitraubende Hin- und Idersendung 
der Zahlungsmittel überflüssig macht, 4) sondern eine Möglich- 
keit in der Hand des Schuldners und gleichfails Glüubigers,- 
seinen Glaubiger ohne  Witten des letzteren ja sogar trotz seines  
Willens, also im Wege des Zwanges dadurch befriedigen zu kön -  
nen, dass der Schuldner seine Gegenforderung insoferne, als 
diese- den-Wert -der-ander-n For-derung deckt,-- - als beglicrien 
nimmt und obwohl eine dem Glü.ubiger auf diese Weise auf-  
zwingbare Befriedigung eben dann von Bedeutung, ist, wenn 
der Glüubiger — zahlungsunfühig geworden ist, denn is diesem 
Falle ist der Schuldner nicht im Stande seine Gegenforderung -  
anderst ,einzutreiben, — haben die positiven Rechte hieraus die 
Folgerttng, die Bedingungen der Ausübung des Einrechnungs- 
rechtes können im Zustande der Zahlungsunfühigkeit ausserhalb 
des Concurses nicht strenger sein, als im Concurse, — nicht -  
gezogén. Nur hieraus wird es erklürlich, dass auch unser Recht 
bei den allbekannten 'sogenannten Vorbedingungen der Einrech- 
nung beharrt, selbst dann, wenn der Gldubiger als Schuldner 
der Gegenforderung zahlungunfühig ist, ohne wahrzuneh- 
men, dass hierdurch der Schuldner nicht nur einer verhültnis- 

') So nóch Dernburg cit. Werk. I Í. §- 124, Seite. 283.  
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müssig bequemen Weise der Befriedigung, sondern vielmals 
auch der einzigen Möglichkeit der Befriedigung beraubt wird. 

Die Gegenforderung des Schuldners, der von der Einrech- 
nung Gebrauch machen will, muss unter andern fállig und mit 
.der Forderung des Glüubigers gleichartig sein (E. B. G. § 1267). 
_Nur im Concursverfahren ist es möglich, dess der Glüubiger 
-cluck seine noch nicht fdllige Forderung einrechnen könne (C. 
G. § 38) und nur das Zwangsvergleichsverfahren ist es, in 
welchem weiter gehend als § 38 des C. G. die Verschiedenar- 
tigkeit der Forderungen kein Hindernis der Einrechnung bildet. 
1st jedoch der Schuldner wohl zahlungsunfühig, ein Concurs 
oder ein Zwangsvergleichs-Verfahren aber gegen denselben 
iticht anhüngig, ja ein soiches gegen ihn auch nicht statthaft, -- 
ist die Möglichkeit einer Einrechnung ausgeschlossen. 

Ist es aber richtig, dass die Milderung der Vorbedingun- 
gen der Einrechnung im Concurse (beziehungsweise im Zwangs-
vergleichs-Verfahren) sich auf dem Gedanken gründet, dass in 
der Gegenforderung des Cridatars, das heisst in seiner eigenen 
Verpflichtung (nümlich des Glüubigers) eine Deckung solcher 
-Natur zur Verfügung steht, deren Wert eben dadurch gegeben 
ist, class die andere Partei zahlungsunfühig wurde, dann ist es 
auch sicher, dass die Einrechnung im Concurse weder mit dem 
Concursverfahren, noch mit der Befriedigung der übrigen Glüu- 
biger etwas zu schaffen, hat und es ist demzufolge eine Eigen- 
heit der Einrechnung im Concurse, dass sie vom Concursver- 
fahren unabhüngig ist, also in diesem Sinne  eme  Einrechnung 
ausserhalb des Concurses ist. 

Wenn wir daher durch die Einrechnung im Concurse dem 
Glüubiger diesen Schutz gewühren, trotzdem hier das Princip 
der par conditio vorherrschend ist, muss dieser Schutz umso- 
-cher und zwar unter den gleichen Bedingungen dort zur Wirk-
samkeit gelangen, wo zwar kein Concurs- oder kein "Zwangs- 
vergleichs-Verfahren anhüngig ist, im übrigen aber vom Ge- 
sichtspunkte des einzelnen Glüubigers die tatsüchliche und 
rechtliche Lage zufolge Zahlungsunfühigkeit des Schuldners 
dieselbe ist. 

Darüber kann man streiten, ob man im Concursverfahren 
eben behufs je wirksamer Sicherung des Principes der par con- 
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ditio die Ausübung des Einrechnungsrechtes eingeschrünkt wer- 
den muss und wenn ja auf welche Weise (siehe unten sub IV.), 
vom rechtlichen Gesichtspunkte aber ist der Standpunkt unhalt- 
"bar, welcher die im Concurse gesicherte Begünstigung dem 
Glüubiger dem zahlungsunfühig gewordenen Schuldner gegen-
fiber  verweigert. Im Gegenteil: man muss dem obigen Grund- 
principe entsprechend die Einrechnung dein zahlungsunftihig- ge- 
Wordenen Schuldner gegenüber unter denselben Bedingungen 
qewkhren, unter welchen und in welcher Ausdehnung dieselbe 
im Concurse statthaft ist. 

c) Wie das Recht der Einrechnung ist auch das Zurück- 
haltungsrecht (exceptio non adimpleti contractus) dem zahlungs- 
unfdhigen Schuldner gegenüber oft das einzige Mittel in der 
Hand des Glüubigers in Ansehung der Befriedigung einer ge- 
führdeten Forderung. Eben deshalb, wie richtig es auch ist, die 
Ausübung des Zurückhaltungsrechtes gegenüber d iem zahlungs- 
fühigen Schuldner an die Bedingu.ng zu knüpfen, die Forderung 
müsse füllig . sein, ebenso unrichtig ist es bei dieser Bedingung 
zu beharren, wenn der Schuldner zahlungsunfühig ist (ver-
gleiche auch oben unter a.). 

Den Standpunkt unseres positiven Rechtes charakterisiert 
auch in dieser Beziehung eine Inkonsequenz. Wir sehen nü.mlich 
auch im unserem Rechte in Ansehung des dem allgemeinen (pri- 
vatrechtlichen) Zurückhaltungsrechte gegenüber stdrkeren (weil 
auch auf Befriedigung berechtigenden) Handels- und Wechsel- 
Zuriickhaltungs-Rechtes den Gedanken verwirklicht, man dürfe 
im Concurse des Schuldners nicht mehr der Bedingung der Fül- 
ligkeit beharren (§ 309 -. H. G. III.) ; ja sogar insoferne die jetzt 
berufenen Gesetze das sogenannte ausserordentliche Zurück-
haltungsrecht, welches auch auf Grund einer nicht fülligen 
Forderung ausgeübt werden kann, selbst für den Fall gewühren, 
als eine gegen den Schuldner auf Grund einer Geldschuld ge- 
führte gerichtliche Zwangsvollstreckung fruchtlos war, ist in 
unserem Rechte auch der enge Zusammenhang dieses Gedan- 
kens mit dem allgemeineren Tatbestand der Zahlungsunfühigkeit 
wahrnembar. Ein solcher allgemeiner Rechtsatz aber, wie dies 
§ 897 des Schweitzer allg. büng Gesetzbuches in Ansehung 
des unserem Handels-Zurückbehaltungsrechte entsprechenden 
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„Retentionsrechtes" enthült, dass nümlich der Glüubiger das 
Zurückbehaltungsrecht im Fáile der Zahlungsunfühigkeit des 
Schuldners auch auf Grund einer nicht fülligeii Forderung aus- 
üben könne — fehlt in unserem bestehenden Rechte. 

d) Unser Concursgesetz gewührt in Ansehung der Leis - 

tn.ng zweiseitiger Vertrüge dem Glüubiger einen weitgehenden 
Schutz gegen die ihn zufolge Zahlungsunfühigkeit des Schuld- 
ners drohende Gefahr. 

Die principielle Grundlage der diesbezüglichen Verfügung 
(§ 20. C. G.) ist, es .könne billig von niemanden erwartet wer- 
den, dass er die ihn. belastende Schuld ungeschmülert leiste, 
wenn er auf die ungeschmülerte Leistung der gegenseitigen Ver- 
pflichtung zufolge Zahlungsunfühigkeit des andern Teiles nicht 
mehr rechnen kann. 

Im Concurse namlich, falls der gegenseitige. Vertrag vor 
Eröffnung des Concurses, seitens keiner der Parteien erfiillt 
wurde, wird der Vertragsgenosse des Cridatars entweder ganz 
des Vertrages ,enthoben, oder er ist falls der Masseverwalter 
bei der Erfüllung des Vertrages be:harrt, nicht gezwungen sich 
auf Art eines Concursglüubigers mit einer verhültnismüssigen 
(quotalen) Befriedigung zu begnüge.n, sondern er kann als Mas- 
seglüubiger auf die ungeschmülerte Befriedigung beharren (§ 20 
und § 48. 2. C. G.). Dem Vérküufer gebührt daher insoferne 
auch er zur Erfüllung gezwungen wird, im Concurse des Küu- 
fers. der voile Kaufpreis. Im vesentlichen besteht dieselbe Lage 
— auch Mangels einer ausdrücklichen Verfügung — im Zwangs- 
vergleichs-Verfahren. Aus deem Umstande zwar, dass die V. 
hinsichtlich der Erfüllung der zweiseitigen .  Vertrüge keine Ver- 
fügung enthült, könnte man prima facie dahin folgern, dass der 
Verkdufer im Zwangsausgleichs-Verfahren gegen den Küufer 
gezwungen sei, seinerseits ebenso zu erfüllen, als ob gegen den 
Küufer ein solches Verfahren nicht anhüngig würe; er hinge- 
gen, nachdem seine Forderung unter die durch das Ausgleichs- 
Verfahren „berührten" Forderúngen gehört, könnte blos die 
Ausgleichs-Quote fordern. 

is wire jedoch mit dem Geiste der V., welche in einer 
andern wesentlich ganz ühntichen Lage, insbesondere im Zu- 
sammenhange mit der Einrechnung dem Glüubiger einen noch 
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wirksameren Schutz gewührt, als das C. G. (siehe oben unter 
b.) kaum im Einklange, den Verkáufer in diesem Falle zur un- 
geschmülerten Erfüllung zu verhalten, wo .  es doch im vorhinein 
sicher ist, class sein Schuldner (der Küufer nümlich) nur einen 
Bruchteil seiner Schuld leisten werde. Vom Gesichtspunkte der 
Rechtanwendung bezeichnet daher § 60 der V. den richtigen 
Weg. 5 ) 

Das Concursrecht gewührt jedoch über den berührten 
Schutz hinaus in einem vom Gesichtspunkte der Praxis beson- 
derst wichtigen Falle der zweiseitigen Vertrüge im Kreise des 
Kaufes auch in dem Falle einem Schutz, Wenn der Verkdufer 
seinerseits zur Erfüllung schon alles tat; insbesondere wenn er 
die Waare schon vor Eröffnung des Concurse lieferte. Den 
Schutz bietet das sogenannte droit de suite, welohes in inserem 
Concursgesetze nach Muster der Code Commerce (5 576) ge- 
regelt wird (§ 44). Diese Regelung ist * sogar für den Verküufer 
insoferne günstiger als das im englischen Rechte bekannte right. 
of stoppage — weil es behufs Ausübung des Zurückbehaltungs- 
rechtes nicht fordert, dass der Verküufer das Einlangen der 
Waare an den Küufer tatsüchlicla verhindere, (pósitivum), son- 
dern sich damit begnügt, dass die Waare vor Eröffnung des 
Concurses nicht in den Besitz des Küufers, gelangt sei (nega- 
tivum). Und obschon das berührte Recht hauptsüchlich in dem 
Falle -eine praktische Bedéutung hat, als der Küufer im Zeit- 

-punkte des Geschüfts-Abschlusses noch nicht zahlungsunfáhig 
- war, schützt die Verfügung den Küufer auch im * Falle eines 
schon im zahlungsuniühigen Zustande des Küu. fers zustande ge - 

kommenen Verkaufes vorausgesetzt, dass das berührte negati- 
Vum vorhanden ist, das heisst, dass die Waare vor Eröffnung 
des Concurses nicht in den Besitz des Küufers (oder seines 
Stellvertreters) gelangte. 

Wir gelangen zu einem ganz anderen Ergebnisse, wenn 
wir betrachten, wie sich die Lage gestaltet, wenn im Falle eines 
zweiseitigen Vertrages eine der Parteien wohl zahlungsunfühig 

5) Ebenso Meszlény: Zwangsausgleichs-Verialiren ausserhalb . des 
Concurses III. Ausgabe, Seite 169. 
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wurde, aber gegen. dieselbe weder der Concurs verhüngt, noch 
das Vergleichsverfahren anhüngig ist. 

Wird auch in einem solchen Falle der Zahlungsunfühig- 
keit der anderen Partei ein Schutz gewührt, insbesonderé wird 
sie von Vertrage enthoben, wenn die Erfüllung vor Eintritt der 
Zahlungsunfühigkeit seitens keiner der Parteien erfolgte, so wie 
dies im Concurse der Fall ist, und insbesondere schützt das 
Recht den Küufer, falls er schon vor Eintritt der Zahlungsun- 
fühigkeit des Kaufers geliefert hat? Dies sind lauter Fragen, 
auf welche wir in unserem bestehenden Rechte keine beruhi- 
gende Antwort erlialten. 

Wie sehr es hinsichtlich der ersten Frage offenkundig zu 
sein scheint, dass in Ansehung der noch -nicht erfüliten zwei- 
seitigen Vertrüge der als Grundlage der Regelung des Concurs- 
rechtes- dienende berührte principielle Standpunkt nicht blos der 
blinte'rgrund einer speciell concursrechtlichen. Verfügung sein 
kann, sondern dass die Regel des Concursrechtes auch gleich-. 
falls ein privatrachtlicher Satz ist, welcher ebendeshalb auch 
im Falle einer Zahlungsunfáhigkeit ausserhalb des Concurses 
richtunggebend zu sein hat, — sichert dennoch unser bestehen- 
des Recht im Falle einer Zahlungsunfühigkeit ausserhalb des 
Concurses dem Glüubiger keinen derartigen Schutz. 

Diesbezüglich . wird nur dann eine Aenderung eintreten, 
wenn der  Entwurf des B. G. — zum Gesetze erhoben wird. Der 
Entwurf bringt namlich den Standpunkt bestimmt zum . Aus- 
druck, dass' im Falle eines zweiseitigen Vertrages die in der ° 
Person .  des einen Vertragsteiles eintretende Zahlungsiinfühig- 
keit (zerrüttete Vermögenslage) die andere Partei wenn auch 
nicht der sie belastende Verpflichtung énthebt, dennoch die Er-
füllung dieser  Verpflichtung wesentlich beeinflusst. Dieser 
Standpunkt kommt insbesondere in der Verfügung zum Vor- 
schein, welche jene Partei die in der Leitung voran zu gehen 
hat, zur Verweigerung der Leistung berechtigt, wenn zur Zeit 
áls sie zu erfüllen hat, die Vermögensverhültnisse der anderen 
Partei derart schlecht sind, dass ihre Forderung auf Gegen-
leistung geführdet ist (§ 1330. III.).  

. Die Ration der Verfügung ist identisch mit derjenigen, 
welche auch dem angeführten § 20 -des C. G. als Grundlage 
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client. Insbesondere wer im Falle eines zweiseitigen Vertrages 
sich dazu verpflichtete, dass er seine Verpflichtunz früher er- 
füllt, als der andere die seine, sich der Einwendung: der non 
adimpleti contractus nicht bedienen kann und  dieser Satz gibt 
auch keinen Grund zu einem Bedenken, insolange die Forde- 
runk auf Gegenleistung des  auf vorangehende Leistung Vér- 
pflichteten nicht geführdet ist. Die Lage •ündert sich jedoch, 
wenn in dem. zur ` Leistung bestimmten Zeitpunkte (oder auch 
schon früher, aber hach Abschluss des Vertrages) der zur Ge- 
genleistung Verpflichtete zalungsunfühig wird. Der zur Leis- 
tung im vorhinein Verpflichteté hat nüml-ich der andérn Partei 
die Leistung in der Vgraussetzung creditiert, dass letzterer zah- 
lungsfühig ist. Es  kann daher" von .ihm billiz ilicht erwartet 

-werden, dass er im vorhinein leiste, trotzdem aus den Umstü.n- 
den offenkundig erscheint, dáss er zu der ihm gébührendén 
Gegenleistung niemals gelangen wird. Nur eine Anwendungs- 
fall dés berührten aligemeinen Satzes ist die Verfügung 'des E. 
B. G. (5 1315), welche die Verweigerunz des Darlehenvorver- 

-trages, das heisst der Erfüllung des Verspréchens auf ein 
Darlehen schon aus dem Grunde einer im Zeitpunkte des Ver- 
tragsschlusses bestehénden Vermögenszerrüttung (Zahlungsun- 
fühigkeit) géstattet, wenn hierdurch die Zurückzahlung des Dar-
lehens gefürdet ist. 

Es kann aber auch nicht versGhwiegen werden dass unsere" e  
Spruchpraxis schon ' zu Vorkriegszeiten, noch mehr aber in der 
die clausula rebus sic stantibus immer stárker betonenden spa- 
tern  Entwickelung. in guter Absicht bestrebt war, dem Vérküu- 

. fer des zahlungunfühig gewordenen Káuf ers i n der hier in Rede 
stehenden Beziehung (die Erfüllung. erfolgte seitens keirier der 
Parteien) zu helfen. Diese Spruchpraxis betont wohl, im Fálle" 
-eines Verkaufes auf Credit habe sich der Verküufer hinsichtlich 
der Creditfáhigkeit des Kaufers im vorhinein zu orientierén 
dennoch findet sich im Gegensatz zu jenen richterlichen Ent= 
scheidungen, weiche die Verweigerung der Erfüllung ciusschlies - 

sen, nicht eine Entscheidung laut welcher der Vérküufer als 
mit Rücksicht auf die mlittlerweile (nach Abschluss des .Ver- 
trages) hinsichtlich der Créditfühigkeit des Küufers eingetre- 
-fene Erschütterung. berechtigt ist die Leistung zu verweigern, 
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und er ist trotz eines in der Voraussetzung der Creditfahigkeit  
zugesagten Credites nicht gehalten die Waare auszufolgen  (C. 
E. II. Seite 38.).  

Wahrend aber in Ansehung der seitens keiner der Par--  
teien erfüllten (Kauf) Vertrage unsere Spruchpraxis wenigstens  

i.~ is zu einem gewissen Grade durch Sicherung des berührten  
Rücktritt-Rechtes dem Verkaufer auch im Falle einer ausser-
c:oncurslichen Zahlungsunfahigkeit des Kaufers einen Schutz  
geboten hat, und wahrend unser zukünftiges codificiertes Recht  
eine wesentliche - Neuerung enthalt, und zwar im Allgemeinen  in 
Ansehung der zweiseitigen Vertriige, — steht der Verkaufer,  
der seinerseits vor Eintritt .der aüsserconcurslichen Zahlungs- 
untcihigkeit die Waare schon geliefert hat ohne Schutz. Denn 
wenn auch -davon die Rede° sein könnte, der Verküufer könne  
ün Falle Oiler schon bei Vertragsschiuss beim Kiiuter vorhan-  
den gewesenen Zahlungsuntiihigkeit das Geschaft miter dem 
Titel des wesentlichen Irrtums mit Rücksicht darauf anfechten,. 
dass im Falle eines Verkaufes auf Credit die Zahlungsfahig- 
keit des Kaufers ein wesentliches constitutives Element des 

. ti'ertragsinhaltes ist, und wenn es richtig ist, dass er dies . tun 
kann, auch wenn seitens des Kaufers kein besonderes sich auf 
eine Irreführung richtendes Verhalten (eine betrügerische Irre-- 
führung, List). obwaltet, und der Verkaufer als Ergebniss des 
erfolgereichen Angriffes die schon ausgefolgte Waare zurück- 
"erhalten kann, = gibt es für all' dies in dem Falle keine recht- 
liche Möglichkeit, wenn — woraus wir ausgegangen sind — der 
Kaufer nach Abschluss des Vertrages in den . Zustand der aus- 
serconcurslichen Zahlungsunfahigkeit gerat. Ist aber eeline Rück-
forderung im Concurse am Platze, wo doch die Sicherung die-
ses Rechtes in einem gewissen Maase gegen das Princip der 
par conditio verstösst, muss das Rückforderungsrecht umso- 
eher im Zustande der ausserconcurslichen Zahlu.ngsunfahigkéit 
gésichert werden. 

B) Das Vertrauen, welches der Glaubiger in die Zahlungs- 
fahigkeit des Schuldners setzt, wir_d des öfteren dadurch er- 
schüttert, dass der Schuldner, zur Zeit als er nicht mehr zahien 
kann, oder wenigstens seine sammtlichen Glaubiger nicht mehr 
voll zu befriedigen 'im Stande ist, einzeÍne Personen, die nicht 
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unbedingt in den Kreis der Glübiger gehören, begünstigt und 
dadurch seinen Glüubigern die Deckungs-Grundlage entzieht, 
-auch das ist kein seltener Fall, dass der Schuldner direkt mit 
iemand ándern unter einer Decke spielt urn seine Glüubiger zu 
seinem eigenem Vorteile oder zu Gunsten eines anderen zu 
schüdigen..Ein derartiges Vorgehen seitens des Schuldners ist 
naturge.müss. vom Gesichtspunkte der Glüubiger-Interessen 
insbesondere im Falle eines Personal -Kredites gefdhrlich, denn 

diesem Falle hat der Glüubiger, insolange er kein Pfandrecht. 
-kein Befriedigúngs- oder Sicherstellungsrecht (Zurückbehal- 
-tungsrecht) erworben hat, über das .Vermögen seines Schuld- 
ner keinerlei Macht. Es ist daher offenkundig, dass der Glün- 
biger gegenüber der in Rede stehenden hIandlungen des Schuld-
ners eines Schutzes bedarf. Durch die berührte Erkennung der 

-Nótwendigkeit eines Schutzes geleitet, haben die verschiedenen 
Gesetzgebungen es dahin gebracht nach Muster der Pauliana 

-actio des römischen Rechtes die Anfech-tuns dieser, das Ver- 
mögen des zahlungsunfühigen Schuldners berührenden, die Be- 
-friedigungs-Grundlage der Glüubiger entziehenden, oder die- 
selbe zum Nachteile der Glüubiger schmülernden Rechtshand- 
hingen zu ermöglichen, und den durch die angefochtene Rechts- 
handlung entzogenén Vermö .genswert zu eigenen Befriedigung 
in Anspruch nehmen zu .können. . 

Die Eigentümlichkeit der Rechtsentwicklung aber, welche 
die Lösung der mit der Zahlungsunfühigkeit verbundenen Prob- 
leme nur im Rahmen des Concursverfahrens für nötig hielt, 
zeigt sich auch hinsichtlich des jetzt besprochenen Gesichts- 
punktes. Es ist richtig, dass auch die Urquelle des Anfechtungs- 
Rechtes, die Pauliana actio im römischen Rechte, nur für den 
Fall eines vom unsrigen wohl wesenttich verschiedenen Con- 
curses bestimmt war, im .gemeirnen deutschen Rec'hte aber war 
die Bedingung des Anfechtungsrechtes blos mehr die Zahlungs- 
unfühigkeit, wührend der Umstand, ob der Zahlungsfühige 
gleichzeitig auch Cridatar war, oder nicht, von keiner Bedeu- 
tung war.  

Dennoch erfolgte die erste sich auf das ganze Gebiet des 
deutschen Reiches erstreckende gesetzliche Regelung des An- 

-fechtungsrechtes in der Reichsconcursordnung vom Jahre 1877 
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blos innerhalb des pahmens eines Concurses und nur spüter 
im Jahre 1879 wurde éin besonderes Gesetz über das Anfech- 
tungsrecht ausserhalb des Concurses geschaffens) und zwar zu. 
dem ausdrücklichen Zwecke, urn die Regein des Anfechtungs-
rechtes im Concurse mit Rücksicht auf die, beide Materiem 
durchdringenden einheitlichen Gesichtspunkte auch ausserhalfi 
des Concurses in Anwendung zu bringen. Ahnlich ist die Lage 
in Ősterreich, woselbst die im § 953 des B. G. enthaltene man- 
gelnde Regelung ausser Acht lassend, die Frage der ausser- 
ordentlichen Anfechtung erst irn Jahre 1884 eine mit der An- 
fechtu ng im Concurse einheitliche Regelung erhielt. 7 ) 

In unserem vaterlündischen Rechte aber ist, trotz auf Jahr- 
zehnte zurückgreifender - vorbereitender Arheiten das . Anféch- 
tungsrecht ausserhalb des Concurses bis heute noch immer 
nicht geregelt und demzufolge besteht eine Möglichkeit zur An- 
fechtung gewisser Rechtshandlungen des Schuldners den Glüu- 
bigern gegenübér nur in Verbindung mit einem Concurse und 
nur innerhalb des Rahmens des Concursverfahrens. Um zu ver- 
anschaulichen, wie üngenügend dieser Zustand ist, genügt auf 
die schon berufene Verfügung des C. G. zu verweisen, laut wel-
cher die Eröffnung eines Concurses nicht statthaft sei, wénn der 
Schuldner nur einen persönlichen Glaubiger hat, wenn aber das 
tatsüchlich vorhandené Vermögen zur Deckung der Kosten des 
Verfahrens nicht genügt, kann die Eröffnung des Concurses 
nur angeordnet werden, falls sich die Gldubiger zur Deckung 
der Kosten des Concursferfahrens erbötig machen und einen 
seitens des Gerichtes zu diesem Zwecke bestimmten Betrag 
hinterlegen. Die Folge dieser. Verfügung aber ist, dass das An- 
fechtungsrecht eben in jenen Füllen ausgeschlossen ist, in wel- 
chen dasselbe am meisten von Nöten ware, insbesondere gegen 
einen Schuldner, der mittelst seiner .;(übrigens im Concurse an- 
fechtbaren) Rechtshandlungen sein Vermögen derart vor seinen 
Gldubigern verschwinden liess, dass selbst für die Kosten des 

e) Gesetz betreiiend die Arriechtung von Rechtshandlungen eines. 
Schuldners aússenhalb des Conciursver,fahrens vom 1-ten Juli 1 879, modi- 
fizier.t durch das Gesetz vom 17-ten Mai 1888. 

7) Gesetz vom 16-ten M1rz 1884, über die Aniechtung von Rechts-
handlungen, welche das . Vermögen zahl.ungsunfilhigen Schuldner betreffen. 
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Concurs-Verfahrens keine Deckung verblieb. Der Concurs 
könnte namlich in solchen. Fállen Nos urn den Preis des berülir- 
ten betrách:tlichen Opfers eröffnet werden, diese Opfer zu brin-
gen sind aber die Glü.ubiger gewöhnlich nicht geneigt, nachdem 
ihre Forderungen diese grossen. Kósten nicht vertragen, -  Man- 
gels eines Concurses jedoch kann nicht angefochten 'werden. 

Wir rimüssen daher vom . Gesichtspunkte der Reform • un- 
seres Zahlungsunfühigkeits-Rechtes , die gesetzliche Regelung 
des Antechtungsrechtes ausserhalb . des Concurses als ein we-
sentliches Erfordernis hinstellen. Die Art und Weise dieser Re - 

gelung ist teilweise durch dié bezüglichen' auslandischen Ge- 
setzes-Schöpfungen, teilweise durch die schon - früher (durch 
Dr. Jakob Schreyer) verfertigteri und zuletzt (in der Sammung 
der Justiz-Entwürfe " Jahrgang XIV. Nr. .3.) " veröffentlichten 
Entwürfe : nicht nur in .Ansehung der •Grundprincipien sondern 
auch der Detaills genügénd ins Klare- gebracht. Es sei -mir des-

. halb gestattet die Aufinerksamkeit blos auf zwei Gesichtspunkte 
fu leriken, welche bei Régelung der besprochenen Rechtsinsti- 
tution eine besondere Überlegung erheischen. 
- . a) Der E. B. G. enthalt im Teile fiber die Schuldverhált- 
nisse miter dem Titel:- „ iJbernahme s von Schulden" einzehne 
-Verfügungen gegenstándlich der Anfechtung ausserhálb des 
Concurses. 8 ) Diese Regelung berechtigt uns die Frage aufzu- 
werfen, ob die Regelung dieser Materie dem allgemeinen bür- 
gerlichen Gesetzbuche vorzubehalten, oder ob ein besonderes 
Gesetz zu schaffen sei. Meiner Meinung nach ist die letztere 
Lösung aus folgenden Grü,nden richtiger. .  

a) Die  Frage der Anfechtung ausserhalb des Concurses 
erheischt die sich auch dui- die Detaills erstreckendé Regelung • 

8) §. 1240. „Im Falle einer Übertragung von Vermögensgegenstdnden. 
nnter Lebenden mi(ttelst eines iinentgettlichen Rechtsgeschdftes ist der Be- 
schenkte oder dessen unentgedtlicher Rechtsnachfólger nach den Regeln des 
Ersatzes der ungereáhtfertigten Be.reicherun,g für das erhaltene Gesohenk 
oder den erhattenen Wert dem G1üu9y.iger dies Schenkers gegeniiber als .Fnt- 
schüdigungs-Bürge haftbar für die zur Zeit der Schenkung aufrech:t be- 
standcnen und  hej demsélben uneintreibbaren Schulden (I.). Richtete sich die 
Schenkung auf eine Ausspiélung des Glüubigers . und war diese Absicht 
dem Beschenikteir beikannt,. hart 'zur Abwendung seiner Verantwortung der 
Beschenkte zu beweisen die Forderung  sej , beim Schenker eintreibbar (Ii.). 
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ziemlich complizierter Rechtsprobleme. Eine solch spezielle in 
die Detaills eingehende Regelung liesse sich kaum in einen die 
allgemeinen Regen enthaltenden Codex einfügen. Deshalb hat 
auch das auslündische (insbesondere das österreichische und 
das deutsché) Recht den Weg der Regelung in einem beson- 
derem Gesetze gewühlt und unter andern haben bei uns die be- 
rührten Entwürfe auch aus diesem Grundé die Regelung in 
einem besonderen Gesetze - vorgeschlagen. 

(3) kIiezu kommt noch, class .  die Frage im engsten Zusam- 
menhange mit dem Concursrechte steht, die .  Regein desselbep 
stützen sich grössten Teiles auf die Institution der Anfechtung 
innerhalb des Concurses, was uns schon an und für sich davor 
warnt, die in Rede stehende Materie in einen solchen Boden zu 
versetzen, in welchem sie "keine Wurzel fasst. 

Y) Sollte die Gesetzgebung = eben mit Riicksicht auf die 
berührten Schwierigkeiten mit der Regelung im allgeméinen, bür- 
gerlichen Codex nur ein Rahmengesetz schaffen, so wie dies 
der E. B. G. plant, würe dieses Vorgehen mit solchen Fdlgen 
verbunden, welche vom Gesichtspunkte der Rechtsicherheit 
kaum wünschenswert würen. Sollte nümlich die in den Codex  
zu fassende Rahmenregelung eine ausschliessliche Quelle der 
in Rede stehenden Institution "sein wollen, ohne d ass über das. 
Anfechtungsrecht ausserhalb des Concursés noch auch ein be- 
sonderes Gesétz geschaffen werden sollte, stünde die Praxis  
ohne Orientirung in •zahlreichen in diesem Kreise auftauchen- 
den strittigen Frágen. \Venn aber neben einer in den Codex ge- 
fassten Rahmenregelung noch aiach ein besonderes Geseaz ge-
schaffen wird, würde die Regelung der Materie auf zweier lei 

_ Arten im Verhtiltnisse zu einander viele Debatten heraufhe- 
schwören. . 

Diese letzte Schwierigkeit würde sich nur noch steigern 
dem -  Falle, falls die Regelung auf zweierlei Arten nicht ein- 

mal auf einer identischen prinzipiellen Grundlage ruhen warden;  
die  wire  aber der Fall, wenn wir neben der im E. B. G. geplan-
ten  Regelung ein solches die ganze in Rede stehende Materie 
regelndes, auf dem prinzipiellen Standpunkte der auskindischen 
Gesetze stehendes besonderes Gesetz schaffen, wie es die hin- 
sichtlich dieses Gegenstandes geschaffenen vaterlándisclien 
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Entwürfe beabsichtigt haben. Es genüge von diesem Gesichts-
punkte darauf hinzuweisen, dass wührend der E. B. G. die sick 
an die Anfechtung knüpfenden Rechtsfolgen auf die Institution 
der Bürgschaft gestützt löst, — die. berührten auslündischen 
Rechtsregeln mit dem den Glüubigern gegenüber bestehenden 
Instrument der (relativen) Unwirksamkeit operieren ; ini Úe-
dankenkreise des E. B. G. haftet nümlich der Herr des über-
tragenen Vermögens als gesetzlicher Entschtzdigungs .Bür _g'e 
Mr die Schulden des übertragenden Schenkers, laut dent Grund-
gedanken der berührten auslündischen Gesetze, sowie der er-
wühnten vatérlündischen Entwürfe in Harmonic mit den Lehren 
der privatrechtlichen Dogmatik aber°) ist die Anfechtungsklage, 
.sowohl im — als ausser des Concurses eine actio quasi ad exhi-
bendum, deren Ergebnis es sei, dass derjenige Vermögensge-
genstand, welcher mit der beanstdndeten Rechtshandlung dem 
Vermögen des Schuldners entzogen wurde, vom Gesichts-
-punkte des Glüubigers so zu betrachten sei, als ob derselbe noch 
irnmer im Vermögen des Schuldners vorhanden würe. 10) 

b) Vom Gesichtspunkte des Anfechtungsrechtes ausse.r-
halb des Concurses 1st es eine grundlegende Frage, in welcher 
Ausdehnung .insbesenderé gegenüber welchen Rechtshandlun-
gén des Schuldners die Möglichkeit der Anlechtung gegeben 
werde. Dies ist derjenige Punkt, in weichein der scho:i er ,.vante 
Entwurf Dr. Schreyer-s von den bezüglichen auslündischen Gé -
zetzschöpfungen wesentlich abweicht. 

• Den Kreis der Anfechtbarkeit im Concurse bestimmen die 
-e 27-29 des C. G. ziemlich exact. 	 . 

Die seitens -des C. G. als anfechtbar bezeichneten Rechts-
handlungen können somit in drei Gruppen geteilt werden: in 
die erste gehörén jene Rechtshadlungen, -welche direkt mit 

,einer auf Schüdigung des Glüubigers gerichteten Absicht vo11= 
zogen werden, and hinsichtlich welcher die mit dem Schuldner 
in ein Rechtsverhültniss tretende dritte Person von dieser Ab- 

Zsögöd: Obligiationsrechtlliche Abschnitte I., Seite 553. 	 . 

Zsögöd: an der berufenen Stelle: „die An`fechtbar,keit im Concurse 
ist nichts anderes, als ein Fall der relativen Nullitas zu Gunsten der Gldu- 
biger; die Anfechtungsklage ist eine auf „exhibitive" Leistung gerichtete 
.auf persönlicher Grundlage ruhende Klage". 
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sicht Kentnis hatte (§ 29), in die zweite Gruppe fallen solche die 
Schadigung der Glüubiger verursachenden Handlungen, welche 
der Schuidner zu Gunsten einer mit ihm in einer gewissen Ver - 

wandsch¢fts -Verbindung stehenden Personen (familia suspecta) 
geleistet hat (Verzicht auf eine Erbschaft, auf ein Vermacht- 
niss, ohne Entgelt oder nur mit fingirtem Entgelt geschlossene 
Oeschüfte § 28) ; schliesslich in die dritte Gruppe gehören jene 
Rechtshandlungen, welche mit dem Zustande der Zahlungsun - 

taihigkeit (mit  dem Concursbegehren) im Zusammenhange sind, 
und von denen die angegriffene dritte Person Kenntnis hatte. 
(§ 27.) Die Frage, welche de,n eigentlichen Drehpunkt des Prob-
lems der Anfechtung ausserhalb des Concurses bildet, ist die, 
ob man dieses Anfechtungsrecht laut Muster des Anfechtungs- 
rechtes im Concurse auf jene in die .oben als 'dritte. bezeichnete 
:Gruppe gehörigen Rechtshandlungen ausdehnen kann, welche 
der Schuldner schon im Zustande der Zahlungsunfdhigkeit vo11- 
bracht hat. .  

Betrachtet man, dass. das Anfechtungsrecht im Concurse 
in Ansehung seiner Natur und seines Zwéckes - mit dem Anfech- 
tungsrechte ausserhalb des Concurses identisch ist, kann es kei- 
nen Zweifel geben, dass das Anfechtungsrecht ausserhalb des  
Concurses in derselben Ausdehnung zu sichern sei, wie das An - 

fechtungsrecht im Concurse, und dass dem entsprechend die 
Anfechtbarkeit ausserhalb des Concurses auch gegen die im 
Zustande der Zahlungsunfiihigkeit vollbrachten Rechtshandlun- 
gen zú gewiihren sei. . . 

Zu diesem prinzipiellen Gesichtspunkt gesellt sich der 
praktische Hinblick, dass im Falle einer Entziehung. des An- 
fechtungrechtes ausserhalb des Concurses gegenüber der im 
Zustande der Zahiúngsunfühigkeit vollzogenen Rechtshandlun-
gen die ganze in Rede stehende Institution zweitelhaft wird, denn 
diesfalls könnte man eben diejenigen Handlungen .nicht berüh- 
ren, durch welche - d ie Schuldner den Glüubigern .die Deckungs- 
Grundlage am hdufigsten zu entziehen pflegen. Die Erfahrung 
lehrt nümlich — wie Dr. Schreyer in der vortrefflichen Be - 
gründung seines ersten Entwurfes hierauf treffend hinweist —, 

dass der * vorwiegende Teil der die Glüubiger schüdigenden 
Rechtshandlungen eben auf jene Zeit füllt, in welcher der 
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Schuldner schon zahlungsunfühig ist, was auch natürlich ist s. 
denn vor Eintritt der Zahlungsunfühigkeit liegt° beim.  Schuld-
ner kein Grund vor, Handlungen derartiger Natur zu voll- 
führen. • 

N.immt man daher in Betracht, dass Mangels einer genii -- 
genden Deckung zur Bestreitung der Kosten des Concursver- 
fahrens sich im, Sinne des § 87 des C. G. keine Möglichkeit zur 
Anwendung der Anfechtung bietet, warden  im Falle einer Aús- 
schliessung des Anfechtun.gsrechtes in Ansehung der in Rede 
stehenden . Handlungen dieselben  sowie in unserem heutigen 
Rechte auch weiterhin unter den Schutz eines noli me tangere 
fallen, was dent. - unredlichen Schuldner den gangbarsten Weg-  
zur Ausspielung ' seiner Gliiubiger weist., 

Wenn wir trotzdem sehen, dass von dem gegenstandlich 
des Anfechtungsrechtes ausserhalb des Concurses geschaffenen 
auslündischen Gesetzen, .im berufenen deutschen Gesetze, so 
wie in der uns vielleicht am meissten interressierenden neuen 
österreichischen Anfechtungsordnung (vom 10-ten Dezember-  
1914) das Anfechtungsrecht auf die im zustande der Zahlungs- 
unfühigkeit vollbrachten Rechtshandlungen nicht  ausgedehnt 
wird, so liegt die Ursache dieser. Erscheinung nicht in der Mies- 
billigung dieses prinzipiellen -Standpunktes, sondern blos in 
praktischen, insbesondere .constructionellen Schwierigkeiten. 

Das Wesen dieser Schwierigkeiten . aber besteht darin,.- 
dass wiihrend die Anfechtung im Concurse in Ansehung der  
weiter oben berührten in, die anderen zwei Gruppen gehörigen-  
Rechtshandlungen . die (ungeschmülerte) Befriedigung des 
einzelnen Gliiubigers bezweckt, bei der Anfechtung der in die 
dritte Gruppe der Rechtshandlungen. eben zufolge Zahlungsun-- 
fahigkeit des Schuldners nur mehr daran die Rede sein kann, 
den Gláubigern den so- ogenannte Concursanpruch zu - sichern. — 

Zur Erreichung dieses Zweckes hingegen ware es notwendig die 
sümmtlichen Gláubiger ausserhálb des Concurses zusammenzu-
bringen (zu vereinigen) was . Mangels eines die Gesammtheit 
der Glüubiger vertretenden Masseverwalters ausserhalb des 
Concurses kaum möglich ist. . 

Soviel ist sicher, dass eine Schwierigkeit der juristischen. 
Construction beim Gesetzgeber kein genügender Grund seirr 
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kann von der seinerseits sonst als richtig angesehenen Art der 
Regelung zurückzuschrecken. 	 ' 

Von diesem Gedanken ausgegangen waren auch die sei- 
lens Dr. Schreyers angefertigten Entwürfe mit anerkennens- 
werter Findigkeit bestrebt, die erwahnte Schwierigkeit auszu- 
scheiden indem sie die Verfügung treffen, dass falls das Gericht 
der Anfechtungsklage in den hier in Rede stehenden Fallen 
Ráum gibt, alljene Sicherstellungs und Befriedigungs-Zwangs- 
vollstreckungen, welche auf den Gegenstand der Anfechtung 
schon früher vollzogen wurden, oder innerhalb weiterer sechs 
Monate vollzogen werden, — als in ein und demselben Zeit-
punkte vollzogen anzusehen sind. Ein grosser . Fehler dieser Lö- 
sung aber ist, — worauf die skizzenhafte Begründu,ng zu dem 
seitens Arthur Meszlény im Anfrage des L. C. V.-es neuerlich 
ausgearbeiteten Entwurfe hin-weist, — dass im Falle einer er- 
lolgreichem Anfechtung zwischen den Gldubigern ein Concurs 
ausserhalb . des Concurses geschaffen wird, ohne dass für eine 
Eröffnung des Concurses, für die Abwickelung des aúf diese 
Weise anhangig gemachten Concursverfahrens und insbeson- 
dere für die Modalitiiten einer verhaltnissmassigen Betriedi - 

gung der Glüubiger eine Verf ügung getroffen sei. 
Meiner Meinung nach ist es wümschenswert zur Ender-

-Hung der in Rede- steheriden Schwierigkeit Folgendes zu be- 
denken : 

a) eine Anfechtung der im Zustande der Zahlungsunfahig- 
heit vollbrachten Rechsthandlungen ware nur am Platze, falls 
der Concurs Mangels eines die Kosten deckeriden Vermögens 
im Sinne der Satzungen des Concurses (§ 87 C. G.) nicht eröff- 
net werden könnte.  

,a) Nachdem sich der Schuldner in den in Rede stehenden 
Fallen im Zustande des sogenannten materiellen Concurses be-
findet, also in einem Zustande, in welchem pin  jeder Glaubiger 
berechtigt ist die Eröffnung des Concurs zú begehren, and auf 
dieser Weise eine ve_ rhaltnissmassige Befriedigung zu,  fordern, 
nachdern ferner das beriihrte Recht gegebenen Falles nur des- 
h.alb' nicht verwirklicht werden kann, weil ein genügendes Ver- 
mögen zur Deckung der Kosten des Concursverfahrens nicht 

-vorhanden ist: karin die Antechtungsklage nur -beztivecken, eine 
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Deckling für die Kosten des Concursverfuhrens zu. schatl`en; 
dem gemdss 

Y) ist die Anfechung von Erfolg und genügt das zum 
Vorschein gelangte Vermögen zur Deckung der Spesen des 
Concursverfahrens und besteht somit kein IIindernis mehr ge- 
gen die Eröffnung des Concurses, ist gegenstandlich der Con- 
curseröffnung ein Beschluss zu schaffen und zwar ohne Rück- 
sicht auf die hinsichtlich des Gegenstandes der Anfechtung 
früher vollzogenen Zwangvollstreckungen. 

Innerhalb des Rahmens der berührten prinzipiellen Ge-
sichtspunkte ist der Aufbau der Detaills nur mehr eine Frage 
der teehnischen Gesetzes-Construction, welche in dem schon• 
früher berührten im Auftrage des L. C. V.-es verfertigten Ent-- 
wurfe, — wenn derselbe auch von mehreren Gesichtspunkten 
bemdngelt werden kann — im grossem und ganzen glücklich . 
gelöst ist. 

C) Die Eigenheit unseres Rechtes, welche die Feststellung -  
der Réchtswirkungen der Zahlungsunfdhigkeit an die Concurs- 
eröffnung knüpft, und auf diese Weise das Concursverfahren 
zum Centrum des Zahlungsunfühigkeits-Rechtes macht, -- 
kommt noch in augenscheinlicherer Weise als in den schon 
oben (tinter A. und B.) berührten privatrechtlichen Gesichts- 
punkten in den strufrechtlichen Beziehungen zum Vorscheine. 

Unser Strafgesetzbuch ndmlich — und daran haben auch 
neuere strafrechtliche Verfügungen nichts gedndert — sieht bei 
den sich auf Schddigung der Gldubiger des zahlungsunfdhig ge- 
wordenen Schuldners richtenden strafbaren Handlungen im 
Rahmen des betrüglichen und fahrldssigen (einfachen) Banke- 
rutts (§§-e 414 und 416 St. G. B.) die Gefdhrdung des Befriedi- 
gungsrech . tes der Gldubiger nur in dem Falle obwalten, wenn 
das Vorhandensein der Zahlungsunfdhigkeit seitens des Ge-
richtes mittels (rechtskraftiger) Verhdngung des Concurses 
festgesetzt wurde. — Diesem prinzipiellen Standpunkte ent- 
sprechend kann nur derjenige einen betrüglichen oder ,einfachen 
Bankerutt begehen, gegen den der Concurs (rechtskraftig) 
verhdngt wurde, ist aber jemand zwar zahluingsunfdhig, , der 
Concurs wurde aber gegen ihn aus welchem Grunde immer 
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night verhüngt, kann derselbe kein Subject des betrüglichen 
oder des einfachen Bankruttes sein. 	 • 

Es ist jedoch offenkundig, dass das Recht des Glüubigers 
auf Befriedigwng nicht durch die Concursverhiingung sondern 
durch die Zahlungsunfühigkeit als tatsiichlichen Zustand ge- 
führdet wird, und vom Gesichtspunkte des Vórhandenseins die- 
ser Gefahr ist eine eventuelle Verhüngung des Concurses als 
der Eintritt einer sich an die Zahlungsunfühigkeit knüpfenden 
Rechtsfolge, von keiner Bedeutung.  
. Ist aber in unserer Gesetzgebung in einem gewissen en- 
geren Kreise der sich auf Schüdigung der Glüubiger richtenden 
strafbaren I-Iandlungen, insbesondere vom Gesichtspunkte des 
im § 414 des St. G. B.-es bestiminten Tatbestandes des betrüg- 
lichen Bankerutts die Strafbarkeit von der Concurseröffnung 
unabhüngig gemacht worden, (§ 387. St. G. B.) ko.nnte dieselbe 
den Gedanken demnoch nicht los werden, dass der Concurs 
auch in diesem Falle vom Gesichtspunkte der Strafbarkeit von 
Beteutung sei. — Dennobwohl es offenkundig ein Grundge- 
danke des berufenen §-en 387 ist, dass der Schuldner, der in 
Zahlungsunfühigkeit geraten irgend eine der im § 414 des St. 
G. B. bestimmten >'-landlungen begeht, insbesondere mit der sich 
auf Schüdigung einer Glüubiger richtenden Absicht seinen Glüu- 
bigern die Befriedig.ungs-Grundlage entzieht, auch dann straf- 
bar sei, falls der Concurs gégen ihm nicht verhüngt wurde, dass 
also auf diese Weise die einfache Tatsache des Unterbleibens 
der Concursverhüngung Rein Grund zúm Ausschluss der Sraf- 
barkeit sei, muss dennoch auch vom Gesichtspunkte der unter 
§ 387 fallenden Handlungen der Concurs, wenn auch nicht ver- 
hüngt, jedoch begehrt werden und eine Anwendung dieses §-en 
kann nur dann an die Reihe kommen, wenn der Concurs wohl 
begehrt 'wurde, das Gericht aber dem Begehren nicht Raum 

. gegeben hat und zwar entweder deshalb, weil der Schuldner 
nur einen Glübiger hat, oder deshalb, weil das Vermögen des 
-Schuldner selbst zur Deckung der Kasten des Concursverfah- 
rens ungenügend war. -- Davon gar nicht zu .sprechen, Bass 
man nach unserem bestehenden Rechte denjenigen Schuldner 
nicht strafen kann, deM es gelungen ist sein Vermögen vor séi-
nem Glüubigern derart verschwinden zu' lassen, dass der Glüu- 
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biger nicht einmal der Millie  wert halt den Concurs zti be- 
gehren, muss darauf hingewiesen werden, dass auch jener ein- 
zelne Glaubiger ganz wehrlos dasteht, der es der Mühe wert 
nalten würde den Concu.rs  verhangen zu lassen, dern aber der 
Weg hiezu im vorhinein abgéschnitten ist (ex § 87 C. G.). 

Demgemass muss die -  Reform unseres Zahlungsunfahig- 
keias-Rechtes, so wie sie sich in ihrer privatrechtlichen Be- 
ziehung dahin zu richten hake, 'class die Discrepanz welche vom 
Gesichtspunkte der rechtlichen Lage des Glaubigers zwischen 
den Föllen der Zahlungsuntöhigkeit innerhalb und ausserhalb 
des Concurses besteht, aufzuhören habe, — müsse man ebenso 
auch in strafrechtlicher Beziehung — unter anderen — die in 
unserem heutigen Rechte bestehende praedominirende Wich- 
tigkeit der Tatsache der Concurseröffnung ausschalten, und 
man müsse dem Glaubiger gegen die die Vereitelung seines Be-
friedigungsrechtes beabsichtigenden unredlichen schuldneri- 
schen bIandlungen auch in den Fallen der Zahlungsu,nfahigkeit 
ausserhalb - des Concurses denselben Schutz sichern, welcher 
vorhanden ist, wenn sich die Zahlungsunfahigkeit im Rahmen 
eines Concursverfahrens abwickelt.•  

III . 
Das die Regelung eines das Interesse mehrerer Glaubiger 

berührenden Zahlungsunfahigkeit bezweckende Verfahren war 
in unserem vorkriegerischen Rechte ein einschichtiges. Dies 
kam hauptsachlich . darin zum Ausdrucke, dass das im C. G. 
geregelte Verfahren - abweichend von der im Code de  com-
merce  und in spateren auslandischen Gesetzen' entháltenei} Re-. 
gelung, — sich gleichmassig auf Kaufleúte und Nichtkaufleite 
erstreckte, eine Differeritierung kam blos in 'einigen speciellen 
Verfügungen zum Vorscheine, welche im . C. Q.  Ansehung des 
sogenannten Handels-Concurses emthalten sind (§§-e 241— 
261). 

Die wirtschaftliehen Verhaítnisse im und nach dem Kriege 
haben neben den. bis dahin allein bestehenden Concursverfah ren 
auch anderweítige Modalitaten des Zahlungsfahigkeits-Veríah- 
rens • ins Leben gerufen. Schon ím Jahre 1915 wurde einerseits 
im Interesse des Schutzes der wirtschaftlich .en Existenz der- 
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jenigen durch den Krieg schon ohnehin übermdssig betroffenen 
Schuldner die ohne ihr Verschulden in eine kritische w irtschaft- 
liche Lage geraten sind, und die auch aus allgemeinem wirt- 
schaftlichen Gesichtspunkté eine nützliche wirtschaftliche Td- 
tigkeit entfalten, behufs Verhütung derjenigen Wirkung des 
Concursverfahrens, welche in der Vernichtung der wirtschaft- 
lichen Existenz des Schuldners besteht, anderseits, damit an 
Stelle• des sich nach den seit mehreren Jahrzehnten erworbenen 
Erfahrungen gdnzlich wertlosen Concursverfahren ein anderes 
das sich an die Befriedigung des Gldubigers knüpfende Interesse 
wirksamer sicherndes Verfahren -den Gldubigern zur Verfii- 
gung stehe, — das Zwangsvergleichs-Verfahren ausserhalb des 
Concurses geschaffen. (Verordnung M. E. 4070/1915.) 

Zweck dieses Verfahrens war der Gedanke, dass den 
Gldubigern sowie den Schuldnern wegen Abwendung des aus 
dem Gesichtspunkte beider scluidlichen Concur.  svertahrens die 
Möglichkeit geboten werde, noch- vor Einleitung des Concurs- 
verfahrens das Zustande bringen eines Vergleiches zu ver- 
suchen und zwar mit der Wirksamkeit, dass falls es die Mehr- 
heit der Gldubiger findet, der Vergleich sowohl im eigenem, 
als auch im Interesse der womöglich ungestörten Siche.rung -  
der wirtschaftlichen Tdtigkeit des gutgldubigen Schuldner am 
Platze sei, das Zustandekommen des Vergleiches auch 
Wege eines auf den andern Teil der Gldubiger (auf die Minder- 
heit) auszuübenden - Zwanges zu sichern. 

Die Institution des Zwangsvergleiches ausse,rhalb des Con- 
curses konnte eine geraume Zeit nach dessen Schaffung in der 
Praxis keine Anwendung finden. Als sodann die Zahlungsun- 
fdhigkeits-Kriese eintrat, würde eine Lage geschaffen, dass das 
Zwangsvergleichverfahren bei völliger Zurückdrdngung des 
früher dominirenden Concursverfahrens die allgemeine nahezu 
ausschliessliche Art der Abwickelung der Zahlungsunfdhigkeit 
wurde. Die Ursache dieser Erscheinung ist in zwei Umstdnden. 
zu suchen; der eine ist der, dass es die, die neue Institution re- 
gelnden Rechtsatzungen gdnzlich dem Belieben des Schuld-
ners überliessen, ob er anstatt des Concurscerfahrens das 
Zwangsvergleichs-Verfahren wdhlt, die Schuldner aber haben 
nicht gewankt, am wenigsten die unredlichen, diese für sie 
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günstigere Art des Verfahrens zu wü.hlen. Die .  Freiheit der 
Wahl bedeutete aber nicht nur soviel, dass der Schuldner auf 
diese Weise mittelst seiner einseitigen Verfügung die Eröff- 
nung des Concurses verhindern konnte, und somit zufolge Aus- 
setzung dér Zwangsvolls.treckung und der sonstigen Zwangs- 
mittel reichlich Zeit gewann, sein Vermögen den Glaubigern zu 
entziehen, sondern — was noch wichtiger ist, als das fri.iher er- 
wühnte —, die GlZubiger selbst in die Zwangslage gerieten, den 
,Vergleichsantrag des Schuldners nolens volens anzunehmen, da 
es nicht zweifelhaft sein konnte, dass sich das noch übrig ge_. 
bliebene Vermögen des Schuldners wührend der langen Zeit  
des seinerseits gewühlten Zwangsausgleichs-Verfahrens derart 
zerbröckelte, dass . ein nachher einzuleitendes Concursverfahren 
ganz aussichtslos gewesen ware. Die andere Ursache, des Lber- 
handnehmens des Zwangsvergleichs-Verfahrens war, dass un-  
ser Concursverfahren in seiner heutigen Form — auch wenn 
demselben kein Zwangsvergleichs-Verfahren vorangegangen ist 
— in einem derart verschwindend kleinem Tell der Fülle, vorn 
Gesichtspunkte der Befriedigurig der Glübiger einen ernst in 
Rechnung zu nehmenden Wert sichert, dass selbst die Glaubi-
ger lieber in das wenigstens einige bloffnung versprechende 
Zwangsvergleichs-Verfahren eingingen, als in ein von ihrern 
Gesichtspunkte sozusagen völlig wertlose.s Concursverfahren. 

Alldies aber, hatte zur Folge, dass das Zwangsvergleichs-
Verfahren abweichend von seiner ursprünglichen Bestimmung 
nicht nur seitens gutglüubiger und solcher Schuldner in .An- 
spruch genommen wurde, bei denen die Erhaltung ihrer wirt- 
schaftlichen Eaistenz von volkswirtschaftlichem Gesichtspur.kte 
wünschenswert ist, sondern auch seitens unlauterer und sol- 
cher Schuldner, deren wirtschaftliches Unternehmen vom Ge-
sichtspunkte der Öffentlichkeit überflüssig ist. Das Zwangsver- 
gleichs-Verfahren, welches im Gedanken des Gesetzgebers ne- 
ben dem Concursverfahren als eine ausnahmweise Art der Ab- 
wickelung der Za,hlungsunfühigkeit -berufen war, wurde ein art 
Stelle des Concursverfahrens tretendes allgemeines Ver- 
tahren. Dies hingegen brachte es mit sich, dass zufolge. Aber- 
bürdung der zur Abwickelung der Zwangsvergleichs-Angelegen-
heiten berufenen Gerichte, das Verfahren zu langwierig wurde, 
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was nicht nur die Anhdufung der Kosten verursachte, sondern 
auch zufolge des wdhrend der langen Dauer des Verfahrens 
vor sich gehenden langsamen aber umso sichereren Abbröck- 
lung des schuldnerischen Vermögens jenen einzigen Vorteil ge- 
fdhrdete, welchen das in Rede stehende Verfahren vom Ge- 
sichtspunkte des Gldubigers dem Concursverfahren gegenüber 
zu sichern berufen gewesen wdre, ndmlich eine entsprechende 
Art der Befriedigung. 

Dieser Zustand hat jene Beschwerden ausgelöst, welche 
seit etwa Anfangs des Jahres 1925 immer lauter eine Regeiung 
des Zwangsausgleichs-Verfahrens urgierten. Diese Beschwer- 
den haben beim Hervorheben der Langwierigkeit und Kostspie- 
ligkeit des Verfahrens 'auf die Unredlichkeit der meisten Schuld- 
ner hingewiesen, die sich hauptsdchlich darin dusserte, dass 
der Schuidner statt den sich der Natur der Sache nach 
bietenden Weg zu wdhlen, vor seine Gldubiger hinzutreten und 
ihnen die Ursache seiner Zahlungsschwierigkeit zu enthüllen, 
er seine Gldubiger zumeist nicht ieinmal dazu würdigt, sie von 
seiner Lage zu verstdndigen, so dass die Gldubiger grössten 
Tetls erst aus dem Amtsblatte erfahren haben, dass ihr Schuid- 
ner nicht zalen kann oder will. 
- . Wegen Ausschaltung dieser Anomalie wünschten die in- 
tressierten Wirtschaftskreise ausser der Bestimmung einer 
Minimal-Quote, (der sich hierauf richtende Wunsch wurde 
durch Verordnung Z: 15.700/1925 schon honoriert) die Aban-
derung des Zwangsvergleichs-Verfahrens hauptsdchlich in der 
Richtung, dass einerseits ein vorheriges Verglelchen obligato-
rigch vorgeschrieben werde und dass andererseits 1etztere s 
nicht vor Gericht, sondern unmittelbar vor den interessierten 
Gldubigern vor sich gehe, jedoch mit der gleichen Réchtswirk- 
sarnkeit als vormals vor den Gerichten, dass heisst, dass der 
Schuldner auch wdhrend der sogennanten Privat-Vergleichs-
Verhandlungen von den verschiedenen Zwangsmitteln (Zwangs- 
vollstreckung, Sperre) verschont bleibe, und dass die Mehrheit 
der Gldubiger die den Ausgleich nicht anzunehmen geneigte 
Minderheit, dhnlich den bisherigen gerichtlichen Verfahren zur 
Annahme des Ausgleiches zwingen könne. Von einer derartigen 
Bestimmung des  Privat-Zwangsvergleichs-Verfahrens hofften 



253 

die interess.ierten Kreise, das Zwangsvergleichs-Verfahren bil- 
Iiger und ráscher zu gestalten und auch den Miessbrduchen der 
Schuldnér ein Ende zu machen.  

Obschon diejenigen, die seinerzeit auf die Codificierung 
der in Rede stehenden Materie einen Einfluss hatten, sich da-
mit imoKlaren' waren, dass eine richtige Lösung nicht die Ab- 
dnderung des Zwangsvergleichs-Verfahrens, sondern irine. 
gründliche Revision des Concursgesetzes erheischen wi9rde, da 
die Wurzel des Chefs nicht im relatív guten Vergleichs-Ver- 
Jahren, sondern in unserem veralteten Concursrechté steckt; — 
hat sich die Reform dennoch, geführt vom Gedanken die den 
sich damals schon hochgetürmten Übelstdnden je rascher zu 
steuern, bei vorldufiger Ausschaltung einer Reform des Con- 
curs-Gesetzes, nur auf das 'Verglelchs-Verfahr°n beschrdnkt. 
.lene ernsWn Bedenken billigend, we.lche hauptsdchlich aus ju- 
ristischem Standpunkte wesentlich gégeü die ' Verwirklichung 
.der die Überweisung des Vergleichs-Verfahrens vin den Ge-
richten an die interessierten Wirtschafts-Kreise bezweckendén 
Entwürfe aufgetaucht sind, wurde seitens der Regierung eine 
Compromiss-Lösung geschaffen, (V.) laut welcher der gericht- 
liche Zwangsvergleich blieb, demselben aber in einem gewissen 
engeren Kreise der Schuldner (Kaufleute, Gewerbetreibende) 
ein, der Einleitung des' gerichtlichén Verfahrens sofort folgen-
des Privat - Vergleichs - Verfahren vorangehen müsse; znr Ab- 
wickelung desselben aber hát die V. bei Einschaltung der wirt= 
schá.ftlichen Interessen-Vertretungs-Corpóratiónén einen Lán= 
desverein (L. C. V.) ins Leben gerufen. Was das Verhdltniss 
dieses Privat-Vergleichs-Verfahrens zum gerichtlichen VérL 
fahren betrifft, liegt von diesem Gesichtspunkte das Wésen 
darin, dass falls im Gange des Privat-Vergleichs-Verfahrens 
ein Vergleich zustande kommt, dieser seitens des Richters nur 
von diem Gesichtspunkte überprüft wird, ob er formell den vol. - 
geschriebenen Anfordernissen entspricht, findet er, dass ja, ge- 
nehmigt er den Vergleich und somit erhdlt auch der auf priva- 
ten Wege zustande gekommene Zwangsvergleich dieselbe 
Rechtswirksamkeit, als der gerichtliche Zwangsvergleich. Ge-
lingt es aber im Gange des Privat-Vergleichsverfahrens nicht 
einen Ausgleich zustande zu bringenden, kommt das gerichtliche 
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Verf'ahren an die Reihe, welches sich mit gewissen Abweichun- 
gen ebenso abwickelt, als ob ein Privat-Vergleichsverfahre n 
nicht vorangegangen ware, das heisst, als ob in Ansehung der  
Abwickelung der Zahlungsunfahigkeit nichts gesehen ware.") 

Dieses ist die kurz slizzierte Lage, welche in Ansehung, 
des Zwangsvergleichs-Verfahrens ausserhalb. des Concurses. 
und insbesondere in Ansehung des Verhaltnisses des letzteren 
zum Concursverfahren auch heute noch besteht. Jene neue Verfü- 
gungen nahmlich, welche seitens. der Regierung gegenstandlich 
der Abanderung und Erganzung dieses Verfahrens erlassen 
wurden12) andern gar nichts an den Grundprinzipien und an 
de r Construction der V. 

Die Folgen finanzpolitischer und staatkreditlicher Natur,. - 
welche in. Verbindung der Zahlu .ngsunfahigkeit eines Geldinsti - 

tutes eintreten, begründen es, dass unser. Recht zur Abwicke-- 
lung der Zahlúngsunfahigkeit der Geldanstalten die Bestim- 
mung gewisser speciellen Verfügungen für nötig hielt. Insbeson-- 
dere wurde schon wahrend des Krieges der Geldanstalt-Zent-- 
ral (G. Z.) ein gesetzlicher Einfluss auf das gegen Geld- .  
stalten anhang.ig gernachten (gerichtliche) Zwangsausgleichs-
Verfahren gesichert (V. Zahl 1921/1917. M. E.) Dieser in An- 
sehung der Regelung der Vermögens-Verhaltnisse ausse:rhalb 
des Concurses gesicherte Rechtskreis wurde spater ('S§ 38-42 
der V.) einerseits auch auf solche zur öffentlichen Rechnungs-
legung - verplichteten Unternehmen ausgedehrnt, welche wohl 
keine Geldansttalten aber in den Interessenkreis (Concern) 

. irgend einér Geldanstalt gehören, anderseits würde den Glau- 
bigern dér letzteren Unternehmen ouch  ermögíicht  hej  Inter-
vention der G. Z. das Zustandebringen eines Privatausgleic•hes- 

Ausser dieser Gattung des .Privat-Vergleichverfahrens zwi,ngen-- 
den Ch.ara•kters kennt die V. ein sich ebenialls mit Vermittelung des L. C. - 
V. abwickelnd£s, sogenanntes, rein privates Vergleichsverfahren, weiches 
vor gerichtlicher Einleitung des Zwangs-Vergleichs-Verfahrens Platz grei- 
ien kann, welches zwanglos ist und ein im Verlaufe desselben zustande ge-
kommener Vergleich ist gerichtlich nicht vollstreckbar. 

Die VErordnunge•n Zahl 2180/1927, 5000/1927, 6340/1927. M. E., 
welche der Reihe nach in den Nummern 65.128. und 154., -Jahrgang 1927_ 
des Amtsblattes Budapesti Közlöny verlautbart wurden.  
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zu versuchen und sicherte auch zu Gunsten der in Rede ste- 
henden Schuldner eine Schonzeit gegen die Zwangsmittel der 
-Gldubiger, wdhrend eines zu diesem Zwecke zúr Verfügung 
!stehenden Termines (von 45 Tagen). 

Überdies ist 	Kreise der Geldanstalten an Stelle des 
die Liquidierung bezweckenden Concursverfahrens eine eben- 
falls unter Intervention der G. Z. zu vollziehende einfachere und 
Taschere Zwangsliquidierung getrete.n (§ 12 des Ges. Art. 
.XXXVII. vom Jahre 1920, V. Zahl 1920/1917. M. E.) ; spdter 
aber wurde die Zwangsliquidierung auch auf die in den Interes-
senkreis der Geldintitute gehörigen Industrial- und Idandels- 
Aktiengesellschaften ausgedehnt.i;) 

Dieser skizzenhafte Überbl2ck zeigt, dass das Zahlungs- 
--unfühigkeits-Verfahren in unserem heutigen Rechte auf genug 
abzweigenden Pfaden schreitet. Diese Tatsache in sich allein 
würde keine berechtigte Grundlage für die sich auf Reformirung 
des ganzen Zahlungsunfdhigkeits-Verfahre:n richtenden Bestre- 

-bungen bilden. Wenn wir aber dennoch sehen, dass die sich 
auf Reformierung des ganzen Zahlungsunfdhigkeits-Rechtes 
-richtenden Bestrebungen auch mit  Erscheinen der V. nicht ge- 
schwunden sind, dass vielmehr sowohl die juristischen als auch 
die Wirtschafts-Kreise die Reformierung des ganzen Zahlungs- 
unfdhigkeits-Rechtes urgieren, muss dasselbe einen . tiefer lie- 
:genden Grund  haben, und zeigt, dass auch unser Kriesenrecht 
:selbst sich in einer Kriese befindet. 

Und dass dieser sich auf die Reform richtende Wunsch 
-wirklich das Ergebnis einer ernsten wirtschaftlichen Notwen- 
digkeit ist, und eben deshalb Überlegung erheischt, beweist ge- 
nügend der Umstand, dass die Anzahl der Zahlungsunfdhigkei- 

- ten zufolge der steten und stufenweisen Besserung des Wirt- 
_schafts-Lebens eine sich immer verringernde Tendenz zeigt und 
immermehr in einen nunmehr als normal anzusehenden Rah-
:men zurückzukehren beginnt mit welchem der Gldubiger als 
-mit einem wahrscheinlichen Risico schon in Friedensjahren 
-rechnen musste, weshalb heute kaum mein zu befürchten sei, 

13) § 3. des Ges. Art. XIII. vom Jahre 1926, V. Zahl 583641926 und 
.4450/1927. M. E., letztere verlautbart in den Nummern 161/1926. und  115/1927. 

-des Amtsblattes Budapesti Közlöny. 
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der Beweggrund der Reform-Bestrebungen sei die drückende 
Kraft der momentan drohenden Gefahr, die Reform-Wünsche 
kamen daher blos als eine auf Sanierung der momentanen Lage 
hinzielende „rasche-Idilfe"_ in Betracht. Im Gegenteil: Zufolge 
der erfreulichen Consolidierung der wirtschaftlichen Verhalt-
nisse kann man heute schon in der weiten Perspective der sich 
ausgetobten Kriese die Ursachen der auch heute zweifellos vor- 
handenen Übelstünde zum Gegenstand einer Überlegung machen .  
und nach Klarlegung derselben der nunmehr auch die als end- 
giltig gedachten Modalitüten der Lösung erwügen. 

Aus dem Kreise dieser Untersuchung können wir die Geld-- 
anstalten (und die in dieselbe Kategorie fallenden Unternehmen) 
aussch'alten, denn in der Frage, ob es der Gesetzgeber für den 
Fall einer Zahlungsunfühigkeit der Geldanstalten für nötig hült 
besondere, von den allgemeinen Satzungen abweichende Ver- 
fügungen zu treffen, und wenn ja, welche, — entscheiden in ers-. 
ter Re1he die Interessen der Finanzpolitik und der Staá.tsge-- 
walt, hinsichtlich welcher die übrigens als richtig erkannten 
rechtlichen und wirtschaftlichen Gesichtspunkte nicht bedin-- 
gungslos richtunggebend sein können. — Wenn wir demgemiiss 
unsere Untersuchung auf jene Schuldner beschrünken, die keine- 
Geldanstalten sind, erbliáken wir die folgenden Müngel unse.res 
gegenwürtigen Verfahrens: 

1. In der Frage, ab die Abwickelung der Zahlungsunfühig-- 
keiit im Wege eines Concursverfahrens, oder unabhüngig davon 
ausserhalb des Concurses im Wege eines privaten oder gericht-
lichen Zwangsvergleichs-Verfahrens zu geschehen habe, ist laut 
unserem heutigen Recht beinahe ausschliessiich der souverane 
Wille des Schuldners richtunggebend, trótzdem aus dem Um-- 
stande, dass die Zahlungsunfühigkeit in erster Reihe die interes - 
sen der Glüubiger herührt, eben das Gegenzeil folgen müsste 
(siehe oben unter 1. B) 1.). Hiezu gehört aber auch jene grösste 
Schwüche unseres gegenwürtigen Rechtes, dass der Sc húldner 
durch einem Zwangsvergleichs-Antrage, als mit einer einseiti-- 
gen Verfügúng einen leicht gangbaren Weg zu dem Zwecke er-- 
reicht, vor -semen Glü.ubigern die Vermögensdeckung verschwin- 
den zu lassen. *Es ist wohl wahr, die Glüubiger haben das Recht 
den Antrag des Schuldners nicht anzunehmen und ihn in Con- 
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-curs zu treiben, damit jedoch fügen die Glüubiger nur sich selbst 
Schaden zu, denn im heutigen Concursverfahren können die 
nicht separat gesicherten Glüubiger für gewöhnlich nicht einmal. 
auf eine so geringe Befriedigung rechnen. — Dies ist damit im 
Zusammenliange, dass 

2. unser Concursverfahren in der Form, in welcher es im 
C. G. geregelt ist, dermassen formalistisch, schwerfütlig und 
teuer ist, class der Concurs .nicht allein die wirtschaftliche Exis-
tenz des Schuldners vernichtet, sondern auch ausser stande ist 
die Befriedigung der Glüubiger selbst im bescheidensten Masse 
zu sichern. 

Diese Feststellung ist dermassen ins allgemeine Bewust- 
sein übergangen, und dermassen unbestritten, dass ein Nach- 
weis m:ittelst statistischer Daten sozusagen überflüssig zu sein 
scheint. Aus diesem Grunde verweisen wir nur -aufs geradewohl. 
auf ein herangezerrtes Beispiel, dass man von den im Monate 
Mürz d. J. 1927 beendetem 35 Concursen 27 Mangels Vermögen 
einstellen musste, nur in drei Füllen bekamen die Glüubiger 
eine geringe Befriedigung aber auch von diesen Füllen haben 
in einem Falle den an die Concursglüubigern ,erster Klasse aus- 
geschütteten 807 Pengő und den an die Concursglüubigern zwei- 
ter Klasse zugefallenen 3204 Pengő gegenüber die Kosten 1178 
Pengő betragen, also nahezu ein Drittel der zur Ausschüttung' 
gelangten Masse, in einem zweiten Falle haben die den Con-
cursglaubigern erster Klasse zugefallenen 6010 Pengő den an 
die Concursglüubigern zweiter Klasse zugefallenen 17.380 Pengő 
gegenüber die Kosten des Verfahrens 2399 Pengő betragen, 
wührend im dritten Fa lle den an die Concursglüubigern erster 
und zweiter Klasse zugekommenen 865 Pengő gegenüber die 
Kosten 120 Pengő betragen haben. 1 4 ) 

Hingegen ist es unzweifelhaft, dass das Zwangsvergleichs-
Verfahren ausserhalb des Concurses und zwar sowohl das 
frühere gerichtliche, als auch das jetzt in Geltung stehende ge - 

mischte Verfahren vom Gesichtspunkte der Befriedigung der 
Glüubiger von grösseren Werte ist als das Concursverfahren. 
Dem soeben berührten inferioren Charackter des Concursver- 

14) Ungarische statistische Rundschau, Aprilnummer 1927, und „Cre-
ditschutz" Nummer von 10-ten Mai 1927. 



258 

fahrens gegenüber sind sodann die nachteiligen Folgen des 
Zwangsvergleichs-Verfahrens, dass dieses auch Ietzteres seiner 
eigentIichen Bestimmung entzieht und seines Wertes beraubt. 
Der ursprüngliche Zweck dieses Verfahrens ist nümlich die Ver- 
meidung des Concurses (Praevention) im Interesse der Glüubi- 
ger und der redlichen Schuldner. Was die Schuldner betrifft, 
muss . anerkannt werden, dass die Sicherung des berührten 
Zweckes vielleicht übermassen gelungen ist. War doch unser 
Recht nach österreichischen Beispiel sorgsam bestrebt alle 
denkbaren Hindernisse gegen die Geltendmachung der in Rede 
stehenden Institution eben behufs je vollkommener Sicherung 
ihrer den Concurs abwendenden Funktion aus dem Weg zu 
schaffen; aus diesem Grunde wurde das Vergleichs-Verfahren 
ganz selbstündig vom Concursverfahren geregelt und wurden 
auch jene Ausdrücke vermieden, welche an den Concurs erin- 
nern (Vorconcurs).") Umsoweniger ist aber die Sicherung der 
concursabwendenden Funktion vom Gesichtspunkte der Glizu.- 
biger gelungen. Diesbezüglich nümlich fehlt in unserem Rechte 
die eine Erreichung die Zweck sichernde_ wesentlichste Bedin- 
gung, namlich ein modernes Concursve'rfahren. Es ist namlich 
offenkundig, dass das Ausgleichs-Verfahren seine den Concurs 
abwendende Funktion vom Gesichtspunkte der Glüubiger nicht 
versehen könne, wenn -das Concursverfahren, dessen Abwendung 
bezweckt wird, dermassen unbrauchbar ist, dass die Glüubiger 
schon aus diesem Grunde allein, und urn zu einer, wenn auch. 
bescheidenen Befriedigung zu gelangen, auch in jenen  Föllen 
zum Vergleichs-Verfahren greifen, in denen sowohl aus Rück- 
sicht auf die Person des Schuldners, als auch wegen der Wert- 
losigkeit seines Unter.nehmens vom wirtschaftlichen Gesichts- 

. punkte das Concursverfahren am Platze ware. Dieser Zustand 
aber ist nicht im Einklange mit jenem Erfordernis, welcher aus 
dem Wesen der Zahlungsunfühigkeit folgt und auf welches wir 
oben (unter I. B. 2.) hingewiesen haben. 

3. Das Zwangsvergleichs-Verfahren ist in unserem Rechte 
in keinem organischen Zusammenhange mit dem Concursver- 
fahren. Ein Mangel dieses Zusammenhanges kommt darin zurn 
Ausdruck, dass man in einem dem Zwangsvergleichs-Verfahren 

is) Oesterreichische Denkschrift, Seite 150. 
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folgenden Concursverfahren alle mit dem Zwangsvergleichs-
Verfahren gemeinsamen Agenden (Feststellung des Vermögens-
Status, die Berechnung der Glaubiger, • die Feststellung der 
Prioritüts-Rechte), die schon im Zwangsvergleichs-Verfahren 
versehen werden mussten, wiederholt ebenso zu versehen hat, 
als ob in dieser Richtung nichts geschehen ware. Die Besse- 
rung, welche diesbezüglich.durch die V. eingeführt wurde (Auf- 
1 echterhaltung der Wirkung der Anmeldungen. § 88 I1.) kommt 
kaum in Betracht. Die berührte Arbeits- und Zeitverschwen- 
dung ist sogar auch im Verhültnisse des Privat- zum Zwangs- 
vergeleichs-Verfahren vorhanden ls) und an diesen Zustünden 
:nur die Spitze •derselben einigermassen ábgestumpft.l') 

- 4. Es gibt in unserem Rechte keine allgemeine Verfügung 
welche mit einer Wirksamkeit jedermann (jeden Schuldner) ge-
genüber unmittelbar die Verpflichtung zur sofortigen Anmeldung 
der Zahlungsunfühigkeit bestimmt. Kaufleute und Handelsgesell- 
schaften sind wohl laut § 242 des C. G. ausdrücklich verpflich- 
tet, sobald sie ihre Zahlungen eingestellt haben — álsó nicht 
nur in den Füllen der Insufficienz, sondern auch in den sons- 
tigen Füllen der Insolvenz — diese Tatsache beim Ge- 
richtshofe behufs Eröffnung des Concurses unverzüglich anzu- 
melden, in Ansehung der Aktiengesellschaften und Genossen- 
schaften ab.er ist diese Verfügung, doch blos für den Fall einer 
Insuffizienz, schon im H. G. (§ 187..I., § 241.) enthalten itnd wird 
an die Verabsüumung dieser Anmeldung auch eine strafrecht- 
óliclie Sanction geknüpft. (§ 218 Punkt 7 und § 246.) 

In Ansehung des Privatmannes jedoch haben wir keine 
diese Verfügung unmittelbar enthaltende Rechtsregel, und man 
kann nur mittelbar aus andern Verfügungen darauf folgern, dass 
auch eih Privatmann schon. im Sinne unseres bestehenden Rech-
tes verpflichtet sei im. Falle seiner Zahlungsunfáhigkeit den 
Concurs zu verlangen. Insbesondere aus der im Punkte 4 des 
§ 416 St. G. B. enthaltenen Verfügung, laut welcher derjenige 
das Vergehen des einfachen Bankerutts begeht, „der, nachdern 

1G) § 35 VI. des V. „ . . . ails ob ein Privat-Ausgleichs-Verfahren dem 
gerichtlichen Venia'hrEn nicht vorangegangen w5re". 
haben auch die neueren Verfügungen nichts geündert, sondern 

17) Letzter. Absatz dies. §-en IV. der Verord. Zahl 2180/1927. M. E. 
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er von seiner Zahlungsunfühigkeit gewusst hat oder wisser>< 
musste . . . durch Verabstiumung der Einreichung des Concurs- 
gesuches dazu Gelegenheit geboten hat, dass ein oder mehrere 
seiner Glüubiger auf sein Vermögen ein Pfand- oder ein Zu- 
rückbhaltungsrecht erwerbe". is) Ebenso aus § 23 der V., taut 
wel'chen von Einreichung des Begehrens wegen Einleitung des 
Vergleiches angefangen die „sich atff die bestehenden Regein 
gründende Verpflichtung des Schuldners den Concurs gegen 
sich zu begehren, — ruht". 

Die schüdliche Folge des Mangels einer ausdrücklichen 
Verfügung vom Gesichtspunkte des Glüubiger bestéht aber da- 

dass der Schuldner unter der Wirkung des in dieser Be- 
ziehung wirklich im engsten Sinne des Wortes Leben und Exis- 
tenz bedeutendes Mottos" qui habet tempus, habet vitam" auch 
die Einleitung des ihm eher genehmen Zwangsvergleichs-Ver- 
fahren — welches mit Einführung dieser Institution (auch 
strafrechtlicher Beziehung) das Concurshegehren ersetzt, — zu 
-einer demselben vom eigeneln Gesichtspunkte am meisten ent- 
sprechenden Zeit begehren werde, in welchem nur mehr die 
Trümmer seines Vermögens vorhanden sind. 

5. Laut unserem Rechte trennt das Zwangsvergleichs- 
Verfahren eine unüberbrückbare Kluft vom Concursverfahren. 
Zweck des ersteren ist die Conservierung, die Beschützung der-  
wirtschaftlichen Existenz des Schuldners, des letzteren: die 
Liquidierung, die Entfernung des Schúldners aus dem wirt- 
schaftlichem Leben. Principiel könnte das Zwangsvergleichs-- 
Verfahren nur auf einen solchen gutglüubigen (redlichen) 
Schuldner Anwendung finden, der auch aus volkswirtschaft- 
lichen Gesichtspunkte ein erhaltenswertes Unternehmen be- . 

treibt, demgemüss sei der Schuldner wie unglücklich und red- 
lich immer (malheureLix et bonne foi), kann demselben — wenn 

18) ()Wahl es sonst zweifellos ist, dass eine Folgerung aus dieser -  
Verfügung aul die allgenmeine Pflicht des Conctirsbegehrens durch jenen  
sáhon herührten Ums#and erschwert wird; dass Mangels einer Venhámgung 
des Comcurses die Verabsüumung der Anmeldung (spdter) dennoch nicht- 
strafbar wird, nacihdem die im § 416 St. G. B. enthaltenen strafbaren Hand- 
lungen für den Fall der Nichteröffnung eines Concurses nicht poenalisierb 
wurden. 
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sein Unternehmen im Wege eines Zwangsvergleiches nicht er- 
haltenswert ist — laut dem principiellen Standpunkte unseres 
Rechtes kein anderes Schiksal erwarten, als class er im Wege 
'des Concursverfahrens aus dem wirtschaftlichen Leben ausge- 
stossen werde. Wenn aber die Glüubiger auch in einem solchen 
Falle mit Rüchsicht auf die Person des Schuldners und aus Mit-
leid zu demselben, mit ihm dennoch ausserconcurslich ausglei- 
chen, wie man dies oft erfü.hrt, werden hierdurch nur solche Un- 
ternehmen gezüchtet, welche vom volkswirtschaftlichen Ge-
sichtspunkte wertlos sind. 

Die somit kurz skizzierten Müngel unseres Zahlungsun- 
fühigkeitsrechtes bezeichnen deutlich jene Aufgaben, deren Er- 
füllung die Reform wünscht. 

Vor allem muss in einer jeden Zweifel ausschliessen- 
den Verfügung ausgesprochen werden, der Schuldner im Falle 
er zahlungsunfühig wird (seine Zahlungen einstellt) sei ver-
pflichtet unverzüglich die Einleitung dés (laut den spüteren Aus- 
führungen einheitlich zu laufenden) Zahlungsunfühigke.its -Ver- 
fahrens zu begehren. ' 

Aber auch weitergehend muss dieser Regel mit alien zit 
Gebote stehenden Mitteln eine praktische Geltung gesichert 
werden. In dieser letzteren Beziehung steht das Problem mit 
der Öffentlichkeit der Zahlungsunfühigkeiten und überhaupt mit 
der Frage des prüventiven Creditschutzes im Zusammenhange. 
Es genügt an dieser Stelle nur darauf hinzuweisen, ob es vom 
Gesichtspunkte des prüventiven Creditschutzes wünschenswert -  
sei, gewisse Daten öffentlich zu verlautbaren und wenn ja, 
weiche diese Daten (z. B. Aenderungen in einer Firma, oder im 
Grundbuchstande, die Wechselproteste, die anhüngigen Pro- 
cesse, die Daten eines sogenannten Gefahrnachweis-Buches bei 
Zwangsvollstreckungen, das Verzeichnis derjenigen Schuldner, 
die einen Manifestationseid geleistet haben 5. 87 C. G.) sein.s sY 

Das Concursverfahren muss derárt abgeündert werden, 
dass es auch vom Gesichtspunkte der Befriedigung der Con- 

19) Gegenstandlich der Anfertigung eines monatlichen Ausweises. 
über die protestierten Wechsel .verfügt der Erlass Zahl 40.8601/1927. I. M. 
verlautbart in der Nummer 195/1927. des ungarischen Amtsblattes Buda-
pesti Közlöny. 
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cursgldubiger eine Institution ernsten Wertes sei. Unserer Mei- 
'lung nach ist dies der eigentliche springende Punkt der Reform 
des Zahlungsunfühigkeits-Rechtes. Welche Gesichtspunkte in 
Ansehung einer Verbesserung geltend zu machen seien, darauf 
werden wir spüter (unter IV.) zurückgreifen. Doch auch schon 
bier muss darauf hingewiesen werden, was mit den spüteren 
Ausführungen (unter c.) in Verbindung steht, .dass das (eigent- 
liche) Concursverfahren im Falle einer unsererseits vor Augen 
.gehaltenen einheitlichen Regelung einen kleinern Kreise als un- 
ser heutiges Concursverfahren umfassen würde, insbesondere 
nur die Versuchung jener Agenden, welche der eigentl-icl'ie 
Zweck des Concursverfahrens mit sicht bringt: Realisierung 
der Masse und Befriedigung der Glüubiger; hingegen würen die 
sonstigen Agenden die im heutigen Concursverfahren auftau- 
.chen insbesondere : Feststellung des Vermögen-Status, die zur 
Sicherung des Vermögens dienenden Verfügungen, die Bereini- 
gung . der Glüubiger-Rechte im Gange eines dem eigentlichen 
Concursverfahren vorangehenden einheitlichen (vorbereiten- 
den) Verfahrens zu erledigen, weil diese Agenden ausserhalb 
des Concursverfahrens auch in den sonstigeri zur Abwickelung 
der Zahlungsunfühigkeit beantragten Arten des Verfahrens Om .  
Zwangsvergleiches- im Zwangsliquidations-Verfahren) vor- 
:kommen. 

c) Zu Gunsten solcher redlicher Schuldner, die keine aus 
1Tolkswirtschaftlichen Gesichtspunkte erhaltenswertes Unter- 
-nehrrmen haben, die wir aber eben mit -Rücksicht auf ihre Person 
.nicht mit jener, sich an den Concurs knüpfenden Rechtswir- 
tung heimsuchen wollen aus dem wirtschaftlichen Leben ausge- 
schaltet zu werden, wire im Allgemeinen die Institution der 
"Zwangsliquidation einzubürgern. 

Der eigentliche Zweck dieser Institution wire  mit dem des 
Concursverfahrens identisch: die Liquidierung des Vermögens, 

-Nachdem wir aber das Concursverfahren (wie folgt) ebenfalls 
derart verbessern müssen, class' dasselbe möglichst ein rasches 
und billiges sei, ist es offenkundig, dass das unsererseits bean- 
tragte Zwangsliquidations-Verfahren dem Concursverfahren 
gegenüber nicht durch Mangel einer Langwierigkeit und Kost- 
spieligkeit gekenzeichnet werde, wie dies hinsichtlich des Ver- 
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hültnisses der zweierlei Arten des Verfahren zu einander im. 
juristischen Bewustsein aligemein verbreitet ist, sondern durch. 
das Vorhandensein einzelner im Concursverfahren fehlender, 
soldier specieller Rechtswirkungen, zufolge welcher die Recht-
institution überdies, dass sie zu Gunsten des Schuldners dient, 
auch vom Gesichtspunkte der Gldubiger in Ansehung ihrer Be- 
friedigung gewisse Vorteile bedeute. Dieser Vorteil kann aber 
den Glüubigern nur so gesichert werden, wenn wir bestrebt sind 
das persönliche Miwirken des Schuldners bei der Liquidierung-  
des Vermögens und sein Interesse für einen Erfolg des Ver- 
fahrens mittelst zweier sich auch an das Zwangsvergelichs-Ver- 
fahren knüpfenden Rechtswirkungen zu sichern, welche diese 
Institution vom Gesichtspunkte des Schuldners als besonderst- 
wertvoll gestalten: indem wir einerseits im Gegensatze zum 
Concursverfahren dem Schuldner das Verfügungsrecht belas-- 
sen, anderseits aber dem Schuldner wirklich die Möglichkeit: 
bieten sich eine neue Existenz dadurch zu begründen, dass er -  
im Falle der Bezahlung einer gewissen Liquidations-Quote. 
zum Begleichen der Schulden seinen sümmtlichen Glüubigern. 
gegenüber von dem die Quote übersteigenden tUberschuss ent- 
hoben wird. Hierin bestünde die Institution der sogenannten . 

Enthebung (discharge). In Ansehung der Detaills bietet der sei 7  
tens Erwin Doroghi-s angefertigte Entwurf interessante Daten. 

d) Wie auch schon aus dem bisherigen gefolgert werden 
kann, muss unserer Meinung nach die Institution des Zwangs-- 
vergleiches ausserhalb des Concurses auch zukünftlich erhalten 
bleiben. Der grosse Wert, welchen diese Institution gegenübei-  
dem Zwangsvergleiche im Concurse zufolge der sie charakte- 
risierenden Vorteile (die persönliche Mitwirkung des Schuld- 
ners im Unternehmen, die Conservierung der sich im Geschdite 
befindlichen Werte, des Kundenkreises, der Geschüftsverbin- 
dúng u. s. w.) in sich birgt, kann ohne Schmülerung der wirt- 
schaftlichen — und hauptsdchlich der wesentlichen Interessen 
des Creditlebens auch zukünftig nicht entbehrt werden. 

Hingegen können wir die Institution des Zwangsausglei-- 
ches innerhalb des Concurses — , welche schon deshalb keinen 
praktischen Wert haben kann, weil dieselbe — laut den seit der 
Einführung des C. G. gemachten nahezu 50 jührigen Erfahrun- 
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gen erst nach Abhaltung der Liquidations -Verhandlung, also zu 
einer Zeit Platz greifen könne, in welcher durch die aufgelau- 
fenen Kosten ein grosser Teil der Masse ohnehin schon aufge-
zehrt ist, zukünftig ohne jeden Nachteil entbehren vorausge- 
setzt, dass das Zwangsvergleichs-Verfahren den welter unten 
zu berührenden Vorschlagen entsprechend seiner ursprüngli- 
chen Bestimmung zurückgegeben wird. 

Es ist ndmlich zweifellos, dass wir das Zwangsvergleichs- 
Verfahren ausserhalb des Concurses, welch relativ moderne 
Schöpfung es auch sei, in der Form, wie dasselbe durch die V. 

. geregelt erscheint, nicht unveründert belassen können. 
Die Reform müsste sich jedoch nicht sosehr auf die De- 

taills, als auf das Verhültniss richten, in welchem das Zwangs- 
vergleichs-Verfahren zum Concurs -Verfahren steht. In dieser  
Beziehung müsste das verbum regens der Reform sein, die In-
stitution seiner ursprünglichen, sich auf Abwendung des Con - 

curses richtenden Bestimmung zurückgeben. Idiezu aber ist es 
nötig, dass das Zwangsvergleichs-Verfahren in dem Sinne in 
len Dienst des Concurs - Vertahrens gestellt werde, dass falls 
das sich auf den Vergleich richtende einstweilige Verfahren 
(praeventiv akkord) versagt, das Verfahren dem Willen der 
Glaubiger gemass sich ohne weiteres in ein Concurs-Verfahren 
umwandeln könne. Eine derartige Regelung würde im Zusam- 
menhange mit der berüihrten Verbesserung des  (eigentlichen) 
Concurs-Verfahrens dem Schuldner die in unserem heutigen 
Rechte bestehende Möglichkeit benehmen, mit  einem Begehre .n 
des Zwangsvergleichs-Verfahren ein für allemal (sozusagen 
bestimmt) die Gefahr des Concurses• von sich abwenden zu 
können. 

Die Art der vor Augen gehaltenen Regelung ist nicht neu. 
a) Schon der Entwurf der deutschen Concursordnung vom 

Jahre 1877 hat die Regelung des Verfahrens eines sich ins  Con- 
cursverfahren . einzuflechtenden praeventiven Akkordes bean- 
tragt. Demselben gemass ware vor Eröffnung des Concurses 
vor dem Gerichte. ein Verfahren am Platze gewesen, damit der 
Schuldner mit seinen Glüubigern einen Vergleich schliessen 
könne und für die Dauer dieses Verfahrens  butte  das Gericht 
tlie Anwendung der Zwangsmittel gegen den Schuldner 
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Zwangvolistreckung, Sperre) ausgesetzt. Dieser Antrag wurde 
zwar schon seitens der Vorkommission verworfen, doch, die 
dort vorgebrachte Begründung, einen den Concurs abwenden- 
den Zwangsvergleich brauche man nicht, — konnte die Mehrheit 
der deutschen Juristen nicht überführen.20 ) 

(f ) In Belgien wird der die Verhütung des Concursverfah-
rens bezweckende, aber gleichzeitig in den Dienst desselben 
gestellte praeventiv Akkord durch das Gesetz .vom 20-ten Juni 
1883 geregelt. Laut demselben konnte der gutglüubige Schuld- 
ner (Kaufmann) nach Abschlusso des ersten Abschnittes des 
Concurs-Verfahrens, nach Bestimmung der Activen und Passi- 
ven, aber bevor noch der zweite Abschnitt des Verfahrens, die 
Liquidation des Vermögens begonnen hitte, seinen Glüubigern 
einen Antrag auf Zustandekommen eines Ausgleiches machen 
durch welchen das Concursverfahren eingestellt wird. Zu die - 
sem Behufe hat er sich mit seinem begründeten Antrage an das 
Gericht zu wenden; über die Anordnung oder Übergehung des 
auf den praeventiv Akkord bezüglichen Begehrens entscheidet 
das Gericht. Wird dem auf Einleitung des Verfahrens gerich- 
teten Begehren Raum gegeben ;  bestellt das Gericht aus seiner 
1Vlitte 

 
einen Delegierten, der das praeventiv Akkord-Verfahren 

im Wesen nach den Regeln eines Zwangsvergleiches ieitet. 
Kommt in diesem besonderen Verfahren ein Ausgleich nicht 
zustande, wird das Concursverfahren tortgesetzt. 

• 	 Y) Im Sinne der •englischen „Bankruptcy-Act" vom Jahre 
1883 sorgt das Gericht sobald das Einleiten des Concurses sei- 
tens des Glüubigers oder auch seitens des Schuldners begehrt 
wird, vor allem für die Sicherung • des Vermögens („receiving-
order")  und bestellt gleichzeitig zur Übernahrne und Verwal- 
tung des Vermögens eine Amtsperson ( „official receiver". Art. 
5., 9., 10. des Gesetzes). Nachdem dies geschehen ist; wird — so- 
bald als möglich — eine allgerneine Gláiubigerstitzung abgehal- 
ten, deren Gegenstand es ist darüber zu entscheiden, ob die 
Glüubiger den (eventuell) gestellten Ausgleichsantrag des 
Schuldners annehmen, oder ob es begründet erscheint deri Con-
curs verhüngen zu lassen. (Art. 15.) Kommt bei dieser oder bei 

20), Alexander: Konikursgesetze aller Under der Erde, Seite 497. 



266 

einer spütérn Sitzung kein Vergleich zustande, oder wird der 
Vergleich seitens des Gerichtes nicht gut • geheissen, wird der 
Schuldner für bankerutt erklürt (Art. 20.). 

a) In der Schweiz wird das den Concurs abwendenden 
Zwangsvergleichs-Verfahren durch das „Bundesgesetz über 
Schuldbetreibung und Konkurs" in sehr praktischer Weise in 
das Concursverfahren eingeschaltet. 

E) Das gegenstandlich des den Concurs abwendenden- 
Ausgleiches in aller-letzter Zeit (am 5-ten Juni 1927) geschaf- 
fene deutsche Gesetz schliesslich (Gesetz über den Vergleick 
zur Abwendung des Concurses) — ist auf den berührten Grund- 
gedenken aufgebaut. Wenn auch durch dieses Gesetz das 
Zwangsvergleichs-Verfahren im Wesen hinsichtlich der Detail's 
mit unseren Rechtssatzungen confórm geregelt wird, ist das- 
selbe principiel dennoch darin abweichend. dass es das concurs-
abwendende Ausgleichs-Verfahren mit dem Concursverfahren 
in eine organische Verbindung bringt. Diese Verbindung aber 
kommt dadurch zum Ausdrucke, dass falls das Gesuch um Ein- 
leitung des Ausgleichs-Verfahrens seitens des Gerichtes abge- 
wiesen wird, ebenso falls der Ausgleich nicht zustande kommt, 
und man deshalb das Verfahren einstellen muss, schliesslich 
falls der Ausgleich seitens .  des Gerichtes nicht gutgeheissen 
wird, sofort. gegenstandlich der Einleitung des Concursverfah- 
ren entscheiden werden muss. Vom Gesichtspunkte dieser Ent- 
scheidung aber kommt das Begehren wegen Einleitung des Ver- 
gleichsverfahrens derart in Anbetracht; als ob es sich auf Ein- 
leitung des Concurses richten würde, und das Begehren kann 
nicht zurückgezogen werden. (§§ 24., 71.) 

Das Zwangsausgleichsverfahren müsste auch bei uns we- 
sentlich auf ahnliche Weise geregelt werden, als in den be- 
rührten Gesetzesschöpfungen. Diese Regelung der bier in Rede 
stehenden Art des Verfahrens ist übrigens ein organischer Teit 
jenes sich auf Unificierung des Zahlungsunfühigkeits-Rechtes 
richtenden Vorschlages, auf welchen wir weiter unten (sub e.) 
übergehen. 

Bei der berührten Haul;trichtung der Reform. des Zwangs- 
vergleichs-Verfahrens haben die weiteren Vorschlüge (aa. und 
bb.) nur eine geringere Bedeutung, deren Verwirklichung im 
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Interesse der Heh,ung des praktischen Wertes des Zwangsver- 
gleichs-Verfahrens wünschenswert würe. 

aa) Die heutige Zweiteilung des Zwangsvergleichs-Verfah-
rens in ein privates und ein gerichtliches Verfahren  wire  einzu- 
stellen und das. zweierlei Verfahren  wire in der sachlichen Zu- 
stündigkeit des Gerichtes, aber bei Sicherung der Mitwirkung 
des L. C. V. auf die unten zu berührende Weise zu unifizieren. 

Das Ergebnis kann wohl nicht unterschützt werden, wel- 
ches seitens des L. C. V.-es bei der Erledigung der Zahlungsun- 
fühigkeits-Fülle in Ansehung der Aufbesserung der Ausgleichs- 
Quote, der Unterstützung der Reelitüt des Ausgleichs (mittelst 
Gutstehung, grundbücherlicher Einverleibung) und hierdurch 
sowie im Wege der nach Beendigung des Ausgleichsverfahrens 
erfolgenden Controlle der wirtschaftlichen Tütigkeit des Schuld-
ners in Ansehung einer der bisherigen gegenüber wirksamercn 
Sicherung der Leistung der im Ausgleiche übernommenen Ver- 
pflichtungen, hauptsüchlich aber in Ansehung der grösseren  
Raschheit des Verfahrens 'erreicht wurde. Von diesem letzteren 
Gesichtspunkte genüge es auf jene auf statistischen Daten 
ruhende Feststellung zu verweisen,` ~) dass wührend die  

den Monaten April—September 1926 zur Erledigung gelangten 
Zahlungsunfühigkeits-Fülle vor Augen haltend — kaum ein 
Zehntel der. vor Gericht beendeten .Fülle in einer kürzeren Zeit 
als in zwei Monaten geordnet wurde, in einem ein Drittel der 
Fülle übersteigenden Teile aber (von 702 Füllen in 241 Füllen) 
2-4 Monate, in ungeführ einem •Viertel der Fülle (in 175 Füllen) 
4-6 Monate, in ebenfalls einem Viertel der Fülle (in 171 Füllen) 
6 12 Monate schliesslich in 45 Füllen aber ldnger als ein Jahr 
gedauert hat, ist die Zeitdauer des sich vor dem L. C. V. ab- 
wickelnden obligatorischen Privatausgleichs-Verfahrens auf 
durchschnittlich 3 Monate gesunken, es gelang sogar mit Sehaf- 
fung der Verordnung Zahl 2180/1927 — zufojge Verkürzung 
der früher giltigen Termine — die berührte Zeitdauer auf durch- 
schnittlich 2 Monate herabzusetzen. Man darf jedoch einerseits 
nicht vergessen, dass diese auf die günstigere Gestaltung der 
Zeitdauer beziehenden Daten nur auf jeile Fülle gelten, in wet- 

") Statistische Rundschau % tober Nummer 1926.  



263 

chen es gelungen ist, vor dem L. C. V. einen Privatvergieich 
zustande zu bringén, denn entgegengesetzten Falles folgt dem 
Privat-Vergleich ein gerichtliches Vergleichs-Verfahrén, o- 
durch sich die ganze Dauer zumindest mit zwei Monaten ver- 
lüngert, was ein genug betrüchtlicher Umstand ist, wenn wir 
bedenken, dass nur ungeführ 50% der Angelegenheiten mit 
einem Vergleiche endet; anderseits dürfte unserer Beurteilung 
nach die Aufgabe des L. C. V.-es nicht blos aus ihrer Mitwir- 
kung in einem. gewissen Abschnitte einzelner Angelegenheite'n 
bestehen. Zufolge der zur Zeit der Schaffung der V. geherschten 
ausserordentlichen Zahlungsunfáhigkeits-Kriese war es in ers- 
ter Reihe notwendig, dem L. C. V. in der Erledigung einzelner 
Angelegenheiten einen Rechtskreis zu sichern, sowie dies die 
V. auch verwirklichte. Heute jedoch, wo die wirtschaftlichen 
Verhültnisse mehr-weniger ins normale Bett zurückgetreten 
sind, wo der L. C. V. schon eine ausgebaute Organisation hat, 
müssté sich die eigentliche Wirksamkeit desselben auf die Ver- 
hatung der Zahlungsunfühigkeiten, auf den Ausbau des Prüven= 
tiv-Creditschutzes richten. 

Diés berücksichtigend sind és zwei Sátze, die unserer Mei- 
nung nach bereinigt erscheinen. Der eine ist der, dass eine Wie-
derholung olung des Zwangswergleichs-Verfahrens, welché taut obi-
gen oft genug an die Reihe kommt, zukünftlich aus wirtschaft- 
lichen Gründzn — insbesondere im Interesse eines Zeit — und 
Geldersparnisses nicht aufrecht. erhalten werden kann. Der 
zweite Satz hingegen, welcher .aus juristischem Gesichtspunkte 
nicht angezweifelt werden kann, ist der, dass man das Zwangs- 
vergleichs-Verfahren bei Beseitigung des gerichtlichen Verfah- 
rens, als Privatvergleichs-Verfahren nicht ganz in den Rechts-
kreis des L. C. V.-es überweisen könne. Dies würde ja soviet 
bedeuten, dass die Mehrheit der Glüubiger ohne jede gericht- 
liche Kontrólle übér Leben und Tod des Schuldners zu entschei- 
den hütte. Dass die V. seiner Zeit den unstreitig ungagbaren 
Weg betreten hat, die Majorisierung im Gange des Privatver- 
gleichs-Verfahrens überhaupt zu ermöglichen, konnte nur durch 
die Möglichkeit einer auch sonst ziemlich beschrenkten gericht- 
lichen Überprüfung annehmbar gemacht werden. Weiter zu ge- 
hen, würe kaum möglich. 
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Dies jedoch bedeutet nicht so viel, als ob wir die MitWir- 
kung des L. C. V. aus der Versehung der concretcn Angelégen- 
heiten gariz ausschalten .wollten.. Eine gute Richtung der L.ö- 
sung wire die Versehung der keine juristische Beurteilung er- 
forderlichen, rein wirtschaftlichen Agenden, welche in Ansehung 
der Feststellung, der Aufklürung und Sicherung des Vermögens 
tauchen, im Zwangsvergleichs-Verfahren, ja sogar darüber he- 
rausgehend, — nachdem das weiter unten zu erwdhnende Ver- 
fahren sowohl dem Zwecke des Concursverfahrens als auch 
dem dés Zwangsvergleiáhes dienliah ist, - auch in Ansehung. 
des Cóncursverfahrens dem L. C. V. anzuvertrauen. Die auch 
weitere Einschaltung des L. C. V. -es .als einer zur allgémeinén 
Vertretung der Giüubiger berufenen Céntralorganes wilt -de die 
zwei grössten Vorteile sichern, welche durch die Existenz und 
die Wirksamkeit des L. C. V.-es vom Gesichtspunkte des alige- 
meinen Creditschutzes auch bisher geboten wurde, nümlich 
einerseits das Geltungkommen der Gliiuóiger -Autonomie insbe- 
sondere in der . Beziehung, dass die Glüubiger selbst die Ver- 
mögenslage und die Geschüftsfiihrung des Schuldners (durch 
einen ihrerseits gewühlten Sachverstzndigen) prüfen, mit dem 
Schuldner hinsichtlich der erreichbaren Quote und der, sonsti- 
gen Detaills des Ausgleiaes verhandeln, anderseits den. Schuld- 
ner. auch nach Zustandekommen des Vergleiches cóntrollieren 
und demzufolge durch dieses Centralorgan die Zahlungsunfühig- 
keits-Fülle wührend - ihres ganzen Verlaufes insolange mit Auf-
merksamkeit verfolgen können, bis die Glüubiger micht tatsüch- 
lich zu ihrem Gelde gekoinmen sind. 

Hingegen müsste man die eine gericlztliche Beurteilung 
beanspruchenden Agenden, zu weichem die Entscheidung ge- 
genstandlich des Stimmrechtes, der Prioritüts-Glüubiger und 
der besonderen Befriedigungsrechte, die Leitung der Verhand.- 
lung und die Gutheissung des zustandegekommenen Vergleiches 
gehören, in den Rechtskreis .des Gerichtes überweisen. 

bb) Wenn wir überdies noch erwühnen, es würe 
schenswert nach Muster des im belgischen Rechte bekannten 
„abandon d'áctif`,` auch in önserem Rechte jenen Modus eines 
Ausgieiches zu regeln, láut welchem der: Schuldner semen Glüu- 
bigern nicht éine bestinimte Quo te zur Befriedigung anbiétet, 
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sondern letzteren sein ganzes Vermögen zur Verfügung stellt, 
— in unserem gegenwürtigen Rechte sind nur die blassen Spu- 
ren dieser Institution vorhanden (§ 31. II. der V.) — haben wir 
im grosser• und ganzen die grundlegenden Gesichtspunkte be - 

sprochen, welche in Ansehung der Reform des Zwangsver - 

gleichs - Vertahrens richtunggebend würen. 
e) Der Mange] eines Zusammenhanges zwischen den ver- 

schidenen Arten des Verfahrens, auf welch .en wir schon melire- 
remal hingewiesen haben, wird durch den Umstand erklürlich, 
dass die in Ansehung der Zahlungsunfühigkeit in unsereln Rechte 
bekannten verschiedenen Arten des Vertahrens nicht im Wege 
einer organischen Reform .  festgesetzt wurden. Es ist demge- 
müss eine wesentliche Aufgabe der Reform unseres Zahlungs- 
fühigkeits-Rechtes die Schaffung einer bisher fehlenden Einheit 
zwischen den bisher bekannten Arten des Verfahrens (Concurs-
und -  Zwangsvergleichs-Verfahren) sowie auch zwischen letzte- 
ren und dem jetzt beantragten Zwangs-Liquidations-Verfahren. 
Die Einheit zwischen den berührten verschiedenen Arten des 
Verfahrens wire derart zu sichern, class wir die Versehung 
all jener vorbereitenden Agenden, weiche in jeder Art des Ver- 
fahrens auftauchen (Die Feststellung• des Vermögens-Status 
und der Sicherungs-Verfügungen, die Bereinigung der stimm-
berechtigten Glüubiger, der Prioritüts- und der besonde .ren Be- 
friedigungs-rechte) einem gemeinsamen, sogenannten vorberei - 

tenden Verfahren vorbehalten, und erst nachdem dies alles ge- 
schehen ist, es aber schon vor den Glüubigern klar steht, einer- 
seits wieviel das aufzuteilende Vermögen betrügt, und wer die- 
jenigen sind, die aus diesem Vermögen zu beh•iedigen seien, und 
anderseits mit was für einen (redlichen oder unredlichen) 
Schuldner man zu tun habe, stellen wir die Glübiger vor die 
Aufgabe: entscheidet bb das Vermögen des Schuldners verteilt 
werde, — und zwar bei Ermessung der oben (unter c.) ,als rich- 
tunggebend bezeichneten Gesichtspunkte durch ein Concurs — 
oder ein Zwangsliquidations-Verfahren, — oder ob die Abwicke- 
lung der Zahlungsunfühigkeit im Wege eines Zwangsvergleichs- 
Verfahrens erfolgen soil. In dieser letzteren Frage, dass heisst 
in der Frage in welcher Richtung (in der eines Concurses. einer 
Z_wangsliquidierung oder eines Zwangsvergleiches) das bisher 

- 
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einheitliche vorbereitende Verfahren abzuweigen habe, könnte — 

nachdem hier hauptsáchlich wirtschaftliche Rücksichten rich- 
turiggbend sind —, der L. C. V. -ein von diesem Gesichtspunkte 
wertvoller Ratgeber der Glüubiger sowohl als auch des Gerich- 
tes sein, durch dessen beratender Wirksamkeit die im heutigen 
Verfahren systematisierte, aber beinahe ausnahmslos zur Un- • 
tátigkeit verurteilte Gldubiger - Commissionén (Contróll-Com- 
mission, Concurs-Ausschuss) restlos ersetzt werden könnten. 

Die Sicherung der Entscheidung in Ansehung der verschie-
denen Modelitüten des Verfahrens für die Mehrheit der Gldü- 
biger würde am sichersten die Möglichkeit dessen ausschlies- 
sen, dass der Schuldner das ihm aus eigénem Gesichtspunkte .ám 
besten -  entsprechendén Verfahren wáhle, anderseits würde dies 
auch einen entsprechenden Schutz bieten, damit nicht einzelné 
ihren eigenen Weg zu gehen wümschende Glüubiger mittelst 
Androhung der Concurseröffnung bei Verletzung des Principes, 
der gleichen Behandlung für sich besondere Begünstigungen 
vom Schuldnér erpressen. • 

Im Falle der Verwirklichung der soeben (unter a--e.) be --  
rührten Vorschlüge würde sich der Vorgáng des einheitlichen 
Záhlungsunfühigkeits - Verfahrens in den Grundzügen folgender - 

massen gestalten. . 
Der Schuldner, sei es ein Kaufmann, oder nicht müsste 

seine  Záhlungsunfühigkeit nebst Prü.sentirung des Verzeichnis- 
ses der Schuldner und Glüubiger sowié des Inventares und der 
Bilanz beim Gerichte anmelden und ohne U'nterbreitüng eines 
Begehrens hinsichtlich einer náheren Art des Vérfahrens die 
Einleitung des Zahlungsunfáhigkeits-Verfahrens begehren. Ein 
die  Einleitung des Verfahrens begehrender Glüubiger könnte 
ebenfalls ein Begehren hinsichtlich der einen oder anderen Art 
des Verfahrens nicht konkretisieren. Das Gericht würde sofort 
gegenstandlich Feststellung und Sicherung des schuldnerischen 
Vermögens vérfügen, zu diesem Behufe ieinen Vermögens- 
inspektor (Anwalt) bestellen oder .von einer derartigen Bestel- 
lung absehend diese Agenden, ferner das Versehen der vorbe- 
reitenden Verhandlung . mit dem Schuldner insbesondere aber 
die Samrimlung der  vom Gesichtspunkte der Gláubiger und des 
Gerichtes wesentlichen Daten dem L. C. V. anvertrauen. Gleich- 
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zeitig würde das Gericht hinsichtlich der Verlautbarung der 
.Einleitung des Verfahrens verfügen and würde schon in dieser 
Verlautbarung (für gewöhnlich) den Termin der Gerichtsver-
handlung .anberaumen. On verwickelteren Angelegenheiten würe 
dies auf Antrag des L. C. V.-es oder nach Anhören desselben 
auf spater zu verschieben.) 

Die Rechtswirkung der Einleitung des Verfahrens auf 
das Verfügungsrecht des Schuldners and auf die gegen den-
selben vollzogenen Rechtshandlungen ware im Wesen ebenso 
zu regeln, wie im heutigen Zwangsausgleichs-Verfahren. 22) Bei 
erwahnten Verhandlung würde dann das Gericht hinsichtlich 
der Stimmberechtigung, der Prioritütsforderungen, der beson-
deren Befriedigungsrechte entscheiden and nachdem dies ge-
schehen ist, warden die Glüubiger in der Frage zu entscheiden 
haben .ob ein Concurs oder éin Zwangsliquidations- oder Ver-
gleichsverfahren zu folgen.  habe. Zur Giltigkeit eines solchen 
.Beschlusses der Glüubiger, mit welchem für eine Zwangsliqui-
dierung oder einen Zwangsvergleich entschieden wird, ware 
eine gewisse qualificierte Mehrheit erforderlich. Ist eine solche 
nicht erreichbar, würde notgedrungen der Concurs Platz grei-
fen. Im Falle eines Vorhandenseins der erforderlichen Mehrheit 
würde bei Berücksichtigung des Wunsches der Glüubiger and 
des Vorschlages der L. C. V.-es das Gericht zu entscheiden ha-
ben, welche Art der beantragten Verfahren an die Reihe zu 
kommen habe. Demgemass ware in der Frage, was der zweite 
Abschnitt des Verfahrens sein sollte, (ein Concurs, ein Zwangs-
vergleichs-Verfahren, eine Zwangsliquidation) im Endergebnisse 
die sich auf Grund des Gutachtens des eben diesbezüglich er-
fahrenen L. C. V.-es ausgestaltende Stellungnahme der Glau-
biger-Mehrheit and des Gerichtes richtunggebend. 

Nach Beendigung des ersten Abschnittes des Verfahrens 
würde sodann entsprechend der berührten Entscheidung das 
Zwangsvergleichs-Verfahren, der Concurs oder die Zwangs-
Iiquidation erfolgen, jedes derselben ware jedoch auch nach der 
-derartigen Verzweigung des früher einheitlichen vorbereiten-
.den Verfahrens durch den gemeinsamen Zug charakterisiert, 

22) Vergleiche in Ansehung des Concursverfahrens, mit  den Aúsíüh- 
Tungen unter IV. 	 ' 
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-dass innerhalb desselben dem L. C. V. als einem Centralorgan 
-von allgemein wirtschaftlicher und insbesondere kaufmánischer 
Befáhigung in Ansehung eines Versehens der wirtschaftlichen 
.Agenden ein wichtiger Beruf zufallen würde. (Controlle nach 
-dem Ausgleiche, Verwertung des Vermögens.) 

Die Detaillfragen in naturgemáss sehr grosser Anzahl 
`rnüsste man im Ráhmen der soeben skizzierten Grundprincipien 
regeln. 

IV.  

Der oben (tinter III.) berührte Vorschlag, welcher jene 
vorbereitenden Agenden der im Concurse notwendig werdenden 

-Liquidierung einena einheitlichen vorbereitenden Verfahren zu-
weisen wünscht, wirkt im betrüchtlichen_ "I'eile auch auf die Re-
form  unseres Concursrechtes aus. Jene Caesur námlich, wélehe 
die Beendigung des berührten vorbereitenden Verfabrens im 
sich auf eine Liquidierung beschrünkenden ganzen Concursver- 
fahren ergibt, ist deshalb sehr wertvoll, weil dieselbe jenen' Auf- 
gaben-Kreis scharf hervorhebt, gegen deren Versehen in un- 
serem heutigen Concursverfahren so viele Béschwerden atifge- 
'taucht sind. 
' 	Ein jedes Concursverfahren hat námlich zweierlei Aufga- 

' -ben: einerseits die Ermittelung und förmliche Bestimmung der 
Gl.áubiger-Rechte, anderseits die .  Verteilung (Liquidierung) des 
-Vermögens unter die Gláubiger. Wáhrend die sozusagen atfs- 
nahmslos in den Rechtskreis des Gérichtes gehörige ersté Auf- 
gabe heute . schon mehr-weniger als gelöst ailgesehen werden 
'kann, lásst die Lösung der zweiten Aufgabe bei uns, und auch 
vielen auslándischen Staaten noch viel zu wünschen übrig. Bis 
zur Feststellung der .Forderungen lauft námlich das Verfahren 
ziemiich glatt; jene Verfügungen - aber, welch& die Réalisierung 

. des Vermögens und die Verteilung _des.selbén tinter die Gláubi- 
gér bezwecken, folgen nur sehr schleppend, was die iinbegrün- 
.deté I-Iinziehung des Verfahrens, das Anháufen. der Kosten und 
somit eine wesentliche Schmalerung der Befriedigung der Gláu- 
`IJiger nach sich zieht, ein Nachteil, welchem teilweise durch éin 
vereinigtes Zusammenwirken áller, Interessenten, teílweise durch 
sonstige Verfügungen vorzubeugen ware. Ist es doch das End- 
ziel eines jeden Concursverfahrens, dass die Gíáubiger • aus 
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dem Vermögen des Schuldners zu einer je grösseren Bef ripdi- 
gungs-Quote gelangen, und dass sie das, was sie zu bekomrnen 
haben, je früher und mit Anwendung je weniger Spesen erhalten. 
Demg.emass ist die eigentliche Aufgabe der concursrechtlichen 
Reform die Steigerung des materiellen Ergebnisses des Con-
curses, die raschere und billigere Gestaltung des Verfahrens. 
Betrachten wir, welche jene Gesichtspunkte sind; durch ' deren 
Geltendmachung man das materielle Ergebnis des Concursver-
fahrens vom Gesichtspunkte der Befriedigung der Glaubiger 
steigern (a), das Verfahren schneller (b) und billiger (c) ma- 
chen könnte. 

Ad a). Der Grundfehler unseres Concursgesetzes ist, dass 
er in seinen Wirkungen nicht denjenigen zum Vorteile dient, 
deren Interesse durch die Zahlungsfáhigkeit des Schuldners ge-  
schmiilert wird :  

Dies ist damit im Zusammenhange, dass das C. G. unter 
verschiedenen Titeln einen derart weiten Kreis dér zur begüns- 
tigten Befriedigung berechtigten Forderungen bestimmt, dass 
nach Befriédigung derselben den gewöhnlichen, das heisst- den 
auf die Quote verwiesenen Glaubigern, in deren Interesse das 
ganze Concursverfahren organisiert wurde, gewöhnlich nichts  

übrig , bleibt: Es ware daher vom Gesichtspunkte der Reform  

unseres Concursrechtes am wesentlichsten die durch das Con --  
cur.-sverfahren , „nicht berührten" Forderungen auf den vom  

wirtschaftlichen Gesichtspunkte unentbehrlich notwendigsten  
Kreis zu beschranken. Dieser Gesichtspunkt ware insbesondere  

in ,Ansehung der Beschrankung des bisherigen Kreises der zu  
einér besonderen Befriedigung Berechtigten und der Einrech--  
ruing  geltend zu machen.  

•Wahrend der soeben berührte Vorschlag bestrebt ist die  
unter die: Glaubiger aufzuteilende Masse in negativer Richtung  
zu s-c-hützén, indem er die Möglichkeiten der Ausscheidungen  

aus der .allgemeinen Masse zu besonderen Zwecken besch•rünkt,  
könnte man die I-löhe der aufzuteilenden Masse in positives  
Riclitung dadurch steigern, dass man die gegen den Schuldner  
Vor Einleitung des Concursverfahrens innerhalb einer gewissen  
Zeit' vollzogenen Rechtsliandlungen (sicherstelhingsweise,  be~ 

frpedigu-ngsweise Zwangsvollstreckungen) ohne besondere  
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fechtung ex lege als unwirksam erklárt, sowie dies auch im ge- 
genwürtigen Zwangsausgleichsverfahren bestimmt ist. Durch 
eine solche Verfügung würde nicht nur das Princip der par con- 
ditio bedeutend wesentlicher gesichert werden .als bisher, son- 
dern die Másse würde auch von überflüssigen Prozessen ent- 
hoben werden, in Anbetracht dessen, dass die in der berührten 
Zeit. volizogenen Rechtshandltingen, welche heute Gegenstand 
einer besonderen Antechtung sind, taut unserén. Erfahrungen in 
der vorwiegenden Mehrheit der Fálle auch tatsüchlich wirkungs- 
los erklürt werden. Nachdem aber diese die Rechtshandlungen 
des Schuldners berührenden Wirksamkeit, — laut dem obigen 
Ausführungen (unter III.) — sich schon an die Einleitung des 
vorbereitenden Verfahrens knüpfen würden, würe vom Gesichts- 
punkte des Concursverfahrens nur die Feststellung dessen not- 
wendig, class die berührte Wirksamkeit des Verfahrens auch 
ra:ch Beendigung des vorbereitenden Abschn:ittes des Zahlungs- 
unfáhigkeits-Verfahrens -aufrecht bestehend verbleibe. Es er- 
heischt sodann besonderst überlegt zu werden, ob die erwahnte 
Unwirksamkeit auch auf Rechtserwerbungen, zufolge „freiwil- 
liger" Rechtshandlungen des Schuldners ausgedehnt werde, wie 
dies Dr. Jakob Schreer in seinem im Jahre 1915 angefertigten 
Entwurfe vorgeschlagen hat. 

Zur Steigerung des materiellen Ergebnisses des Concurs- 
verfiahrens ist es ferner unerlásslich not.wendig dafür zu sor- 
gen, dass die Aufteilung des mit Geltendmachung der oben be- 
rührten Gesichtspunkte als Masse zu sichernden ,Vermögens - 
unter Berücksichtigung . kaufmdnnischer Principien geschehe. 
Eben deshálb ist es unmöglich in dieser Beziéhung allgemeine, 
sick auf alle Fálle erstreckénde Verfügungen zu bestimmen. 
Eine der wesentlichsten Abweichungen vom heutigen Concurs- 
gesetze müsste es sein, die Verwertung für gewöhnlich aus freier 
Iland  erfolgen zu lassen wie hierauf Dr. Erwin Doroghi in sei- 
nem gegenstandlich der Zwangsliquidation verfertigten, schon 
erwühnten Entwurfe bereits hingewiesen hat, und nur wenn dies 
unmöglich ist, odes wenn von einem öffffentlichen Verkaufe cin 
grösseres Ergebnis zu erwarten ist, soil letzterer angewendet 
werden. Einen Schutz gegen etwaigen Misbráuche, welche in 
Nerbindung mit den von der Öffentlichkeit absehenden Verküu- 
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fen auftauchen können, wird die Mitwirkung der L. C. V. zu 
sichern berufen sein. 

Ad b) und c). Die Zuweisung des Concursverfahrens vor 
den Gerichtshöfen in dem ° Rechtskreis des Einzelrichters, was 
dem C. G. gegenüber auch unserer heutigen Rechtslage ant- 
-spricht, = macht die Institution des Conccrrscomm issürs über- 
flüssig. Diese Institution erschwerte nicht nur den. Verkehr 
zwischen dem. Gerichte und den im Concurse zur Mitwirkung 
berúfenen Organen, sondern ea -Lich der eigentliche .Zweck dersel- 
ben vom Gesichtspunkte der Controlle erwies sich als wertlos,. 
so dass von derselben . zukünftig abgesehen werden • könne. 
:Wenn wir noch hinzutun, dass der Concursausschuss- dem 
schon berührten Vorschlage gemass durch die hoffentlich urn  
vieles erspriesslichere Mitwirkung des L. C. V.-es ersezt werden 
soli,  erhalten wir eine solche  Vereinfachung der. .Organisation, 
welche sowohl. vom Gesichtspunkte des rascheren als auch des 
billigeren Yerfahrens nur vorteilhaft s!ein könnte. 

Von den in der Rede stehenden Gesichtspunkte ist schliess-
lich auch der schon früher ebenfalls seitens Dr. Schreyers un- • 
-terbreitete Vorschlag beachtenswert, zukünftig vom ganzen 
Liquidationsverfahren abzusehen. Zweck dieses Verfahrens im 
Kreise der Regelung des Concursgesetzes ist, de Glaubigern 
und dem Schuldner zur Geltendmachung ihrer Einwendungen 
gegen die Richtigkeit und gegen die Ziffermassigkeit der ein- 
zelnen Forderungen Gelegenheit zu geben.. Zu die:sem Zwecke 
jedoch ist dieses Verfahren nicht notwendig.  Der Masse-Ver- 
walter namlich, der (für gewöhnlich) mit dem im vorbereiten- 
dem Verfahren bestellten Vermögensinspektor identisch ist, 
bringt es ohnehin schon im Aufteilungs-Entwurfe zum Aus- 

- drucke, ob er gegen irgend eine Forderung in Ansehung der 
Richtigkeit oder der Ziffermassigkeit etwas einzuwenden habe, 
der Schuldner sowie auch der Glaubiger aber haben ebenfalls 
Gelegenheit auf Grund des gegenstandlich der Klassificierung 
und der Aufteilung angefertigten Entwurfes ihre Einwendungen 
gegen die Richtigkeit der einzelnen Forderugen zu erheben, 
ohne dáss hiezu das heutige langwierige und kostspielige Liqui- 

i dations-Verfahren nötig ware. Der  hierdurch erreichbare Vor- 
-teirkönne im Falle der oben beantrag=ten Unificierüng  des 
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Zahlungsunfühigkeits-Verfahrens nooh dadurch gesteigert wer- 
den, dass der Masseverwalter (Vermögensinspektor) schon in 
einem je früheren Abschnitte des Verfahrens in die Lage ver- 
setzt werde, in Ansehung der einzelnen Forderungen Stellung 
nehmen zu können, und dementsprechend ware eine Verfügung 
zu treffén, dass die ohnehin schon im vorbereitenden Verfahren 
notwendigen Anmeldungen nicht — wie bisher — bei Gericht, 
sondern beim Vermögensinspektor zu gescheh.en haben. 



Abkiirzungen:  

St. G. B. = ung. Straigesetzbuoh. Gesetz Art. V. vom Jahre 1878. 
Cr. E. 

	

	= Creditrechbliche ,Entscheidungen .(Beitage des Fachblattes: 
„Jogtudományi Közlöny"). 

H. G. 	= ung. Handelsgesetzbuch. Ges. Art. XXXVII ,  voni Jahre 1875.  
L. C. V. = Landes-CreditsGhutz-Verein, ungar:isch abk ,ürzt O. H. E.  
E. B. G. = Neuester, im Juistiz-Ministeriutm ungearbeiteter Text cines  

Entwurfes des ungarischen bürgelrichen Gesetzbuches.  

V. 	= Verordnu.ng Zahl 1410/1926. des ung. Ministerprdsidi-ums g•e- 
genistandlioh der Regelung des Zwangsausgleichs-Veafah- 
Teaís aussenhalb des Concurses. 

.W. G. 	= ungarisohes Wechselgesetz. Gesetz. Art. XXVII. vom Jahre 
1876.   

C. G.  
G. Z.  

= unga,risches Concu .rsgesetz Gesetz. Art. XVII. vam Jahre 1881.  
_ Geldanstalt-Zentrale, ung,ar:isch abgekiirzt: P. K. 
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